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1 Die neue Wachstumsdebatte

1.1 Einleitung

40. In Deutschland, aber auch international ist die Frage
der Vereinbarkeit von Wirtschaftswachstum und Nach-
haltigkeit derzeit wieder Gegenstand politischer und
gesellschaftlicher Debatten. Dabei mehren sich nach-
denkliche und wachstumskritische Stimmen aus unter-
schiedlichen Richtungen (BINSWANGER 2010;
ENDERLEIN 2010; FITOUSSI und LAURENT 2008;
HINTERBERGER et al. 2009; JACKSON 2009a;
MIEGEL 2010; PAECH 2009a; SCHOR 2010; SEIDL
und ZAHRNT 2010b). Das Interesse der Politik zeigt sich
nicht zuletzt in der Einsetzung einer Enquete-Kommis-
sion im Deutschen Bundestag zum Themenkomplex
Wachstum, Wohlstand und Lebensqualität. 

Die Diskussion um das Wachstum in einer begrenzten
Welt ist nicht neu. Bereits in den 1970er-Jahren löste der
Bericht zu den „Grenzen des Wachstums“ an den Club of
Rome eine Kontroverse in Wissenschaft und Öffentlich-
keit aus (MEADOWS et al. 1972). Heute lebt die Debatte
erneut auf, dabei hat sich der Fokus allerdings verscho-
ben. Während die Diskussion über die Grenzen des
Wachstums in den 1970er-Jahren einen starken Fokus auf
die Verfügbarkeit nicht-erneuerbarer Ressourcen legte,
steht heute die Übernutzung und Zerstörung wichtiger
Ökosysteme im Lichte erkennbarer biophysischer Gren-
zen im Vordergrund. 

Im vorliegenden Kapitel setzt sich der Sachverständigen-
rat für Umweltfragen (SRU) mit dieser neuen Wachs-
tumsdebatte auseinander. Nach Auffassung des SRU
sollte das Konzept der ökologischen Grenzen in den Mit-
telpunkt der umwelt-, wirtschafts- und gesellschaftspoliti-
schen Debatte gerückt werden. Ökologische Grenzüber-
schreitungen haben schwerwiegende ökonomische,
soziale und (sicherheits-)politische Folgen. Zu akzeptie-
ren, dass es ökologische Grenzen gibt, deren Überschrei-
tung unbedingt vermieden werden sollte, hat zwar weit-
reichende Konsequenzen für Wirtschaft und Politik, muss
aber nicht von vornherein mit einem Ende des Wirt-
schaftswachstums gleichgesetzt werden. Zunächst ist
vielmehr auszuloten, wie weit eine absolute Entkopplung
von Umweltinanspruchnahme und Wirtschaftsentwick-
lung reicht. Die Idee einer grünen Wirtschaft, wie sie im
Vorfeld der Rio+20-Konferenz diskutiert wird (vgl. Ab-
schn. 11.3.3), ist in dieser Hinsicht sehr optimistisch. Der
SRU vertritt in diesem Kapitel die Einschätzung, dass
zwar erhebliche Entkopplungspotenziale bestehen, dass
aber nicht mit Sicherheit bestätigt werden kann, ob diese
ausreichen werden. Diese Vorsorgeüberlegung rechtfer-
tigt ein Nachdenken in Wissenschaft und Politik über die
Bedingungen von Wohlfahrt jenseits von Wirtschafts-
wachstum. 

1.2 Nachhaltiges Wirtschaften innerhalb 
ökologischer Grenzen

1.2.1 Die Naturbedingtheit der Ökonomie und 
starke Nachhaltigkeit

41. Neuere Veröffentlichungen (IPCC 2007; EEA
2010a; REID et al. 2005) bringen eine häufig verdrängte
Erkenntnis wieder verstärkt ins Bewusstsein: Die natürli-
che Umwelt, vor allem das Klima und die Biodiversität,
sind die Grundlage des menschlichen Lebens. Ohne funk-
tionierende Ökosysteme und die Erhaltung des Naturka-
pitals sind stabile Gesellschafts- und Wirtschaftssysteme
nicht denkbar. Thermodynamisch gesehen ist das globale
ökologische System durch komplexe Strukturen mit ge-
ringer Entropie, das heißt hoher Ordnung, gekennzeich-
net. Das ökonomische System dagegen wandelt natürli-
che Strukturen mit niedriger Entropie um (beispielsweise
durch die Verbrennung von Kohle und Öl) und erhöht da-
durch das Entropieniveau (DALY 1996; GEORGESCU-
ROEGEN 1971; CLEVELAND und RUTH 1997). Ohne
das umfassende ökologische System, das negentropische
Strukturen aufgrund der ihm eigenen Produktivität immer
wieder neu aufbaut (etwa durch Fotosynthese und geneti-
sche Proliferation), wäre die Ökonomie langfristig nicht
denkbar (SRU 2002, Tz. 20 ff.). Die Ökonomie in ihren
stofflichen Dimensionen zehrt von „Größen“, die sie
nicht selbst produzieren, sondern nur verbrauchen kann.
Das ökonomische System muss sich daher im Rahmen
der Reproduktionskapazität der Natur bewegen. Nachhal-
tigkeit bedeutet, sich innerhalb der damit gegebenen öko-
logischen Grenzen zu bewegen.

Erster und zweiter Hauptsatz der Thermodynamik

– Nach dem ersten Hauptsatz der Thermodynamik
kann Energie weder produziert noch vernichtet wer-
den. Energie kann lediglich durch thermodynami-
sche Umwandlungsprozesse – wie beispielsweise
durch Verbrennung – ganz oder teilweise von einer
Energieform in eine andere überführt werden. In ei-
nem abgeschlossenen System bleibt somit die
Summe aller Energien bei jeder Umwandlung kon-
stant. Ebenso kann Materie in einem abgeschlosse-
nen System weder erzeugt noch vernichtet werden.
Es gilt demzufolge das Gesetz der Massenerhaltung.

– Der zweite Hauptsatz der Thermodynamik ist als
maßgebliche Einschränkung des ersten Hauptsatzes
zu verstehen. Alle natürlichen Prozesse, nicht nur
thermodynamische Umwandlungsprozesse, sind
nicht umkehrbar (irreversibel), das heißt, sie können
„von selbst“ nur in eine Richtung ablaufen, während
des Prozesses wird Energie entwertet und sie lassen

Nachhaltiges Wirtschaften innerhalb ökologischer Grenzen



34

Das konventionelle Modell der Nachhaltigkeit, das eine
grundsätzlich gleichberechtigte Abwägung von ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Zielen vorsieht, berück-
sichtigt den übergeordneten Charakter des ökologischen
Rahmens nicht ausreichend. Insbesondere in der neoklas-
sischen Ökonomie ist die These verbreitet, dass zukünfti-
gen Generationen lediglich ein konstanter Gesamtbestand
an Kapitalien hinterlassen werden muss (SRU 2002).

Dies impliziert, dass es zulässig ist, Naturkapital zu ver-
brauchen und in Sachkapital oder Wissen zu transformie-
ren, solange dadurch der Gesamtbestand an Nutzen stif-
tendem Kapital insgesamt nicht sinkt. Diese These der
Substituierbarkeit von Naturkapital durch andere Kapital-
formen steht im Zentrum des Konzepts der schwachen
Nachhaltigkeit.

Demgegenüber bekennt sich der SRU zum Konzept der
starken Nachhaltigkeit, er hält die Substituierbarkeit von
Naturkapital durch andere Kapitalformen nur in engen
Grenzen für möglich. Die Erhaltung der ökologischen
Tragfähigkeit verlangt, dass Abwägungsentscheidungen
zwischen verschiedenen Nachhaltigkeitszielen innerhalb
eines gesetzten ökologischen Rahmens getroffen werden
müssen (Abb. 1-1). 

42. Es kann jedoch kontrovers diskutiert werden, inwie-
weit es innerhalb dieser Grenzen Ermessensspielräume
bei der Abwägung zwischen den verschiedenen Nachhal-
tigkeitsdimensionen gibt (SRU 2002, Kap. 1.3). Während
im Bereich abiotischer Rohstoffe eine gewisse Substitu-
ierbarkeit von Naturkapital durch Wissen und Sachkapital
im Einzelfall plausibel sein kann, ist im Bereich der bio-
genen Ressourcen und Ökosysteme sowie deren Dienst-
leistungen stärker von einer Nicht-Substituierbarkeit aus-
zugehen (SRU 2002, Tz. 28). Auch mit Blick auf das
Vorsorgeprinzip wird daraus abgeleitet, dass das Naturka-
pital möglichst konstant zu halten ist (OTT 2009).

In einer „vollen Welt“ (DALY 2005) – also einer Welt, in
der Menschen und menschengemachte Dinge die Natur in
erheblichem Maße verdrängt haben – bedarf es daher
Grenzziehungen für den physischen Energie- und Mate-

sich nur durch zusätzlichen Aufwand „von außen“
wieder umkehren, wodurch immer Veränderungen in
der Umgebung zurück bleiben.

Zur quantitativen Bewertung und mathematischen For-
mulierung des Grades der Irreversibilität dient die En-
tropie „S“ als bestimmende Zustandsgröße. Die Entro-
pie beschreibt die Unordnung in einem System. Es
gelten folgende Voraussetzungen:

– Je höher die Entropie in einem System, desto größer
ist dessen Unordnung.

– Die Entropie ist immer größer Null.

– Die Entropie eines vollständig isolierten (adiabaten)
geschlossenen Systems kann niemals abnehmen.

– Bei irreversiblen Prozessen, das heißt bei jeder Zu-
standsänderung, nimmt die Entropie eines vollstän-
dig isolierten (adiabaten) geschlossenen Systems zu.

– Eine Umkehrung natürlicher Prozesse, was einer Re-
duktion der Entropie gleichkommt, ist immer mit ei-
nem bestimmten Energieaufwand „von außen“ ver-
bunden.

A b b i l d u n g  1 - 1

Nachhaltigkeitsmodell, das die Einbettung menschlicher Aktivitäten in eine begrenzte Umwelt hervorhebt

Quelle: SRU 2011b
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rieumsatz („throughput“), der notwendigerweise immer
mit der Nutzung natürlicher Ressourcen und natürlicher
Senken für Abfallströme verbunden ist. Wie DALY
(1992) aufgezeigt hat, kann es angesichts schwindender
Spielräume für die Naturnutzung nicht mehr nur um die
traditionellen Aufgaben des effizienten Einsatzes (Allo-
kation) und der gerechten Verteilung (Distribution) von
natürlichen Ressourcen gehen, sondern es muss in erster
Linie der Umfang der Ressourcennutzung und Schad-
stoffbelastung (Scale) gesteuert werden. Ein überladenes
Schiff kann nicht durch das Verschieben der Fracht vor
dem Untergehen bewahrt werden, sondern vor allem da-
durch, dass die Ladung auf ein verträgliches Maß redu-
ziert wird (ebd.). Dies bedeutet, dass es nicht in erster Li-
nie darum gehen kann, lediglich eine effiziente Nutzung
und Verteilung der natürlichen Ressourcen zu erreichen.
Vor allem muss die Umweltnutzung absolut begrenzt
werden. 

43. Bei der Inanspruchnahme globaler Ressourcen stellt
sich dabei zusätzlich die Frage der intragenerativen, ins-
besondere der globalen Verteilungsgerechtigkeit. Der
SRU bekennt sich ausdrücklich zum Prinzip der fairen
und gleichen Pro-Kopf-Nutzungsansprüche auf natürliche
Ressourcen, das auch in der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie zum Ausdruck kommt: „In ethischer Betrach-
tung hat jeder Mensch das gleiche Recht darauf, Ressour-
cen in Anspruch zu nehmen, solange sie nicht übernutzt
werden“ (Bundesregierung 2008, S. 20). Das Ziel muss
also sein, in Deutschland die Nutzung ökologischer Res-
sourcen auf ein Maß zu reduzieren, das global verallge-
meinerbar ist. 

Aus Sicht des SRU sollte Deutschland in dieser Weise
seine globale Verantwortung wahrnehmen, selbst wenn
zunächst noch nicht alle anderen Staaten auf denselben
Weg einschwenken. Zum einen sind Vorreiter notwendig,
um andere Industrie- und Schwellenländer von der Um-
setzbarkeit nachhaltiger Strategien zu überzeugen und bei
Entwicklungsländern Vertrauen zu schaffen. Zudem kön-
nen diese Vorreiter auch selbst profitieren, indem sie
Technologieführerschaft gewinnen und besser als andere
auf neue Anforderungen und Marktsituationen vorbereitet
sind (SRU 2002; 2008). Dennoch sollte parallel eine
Verankerung entsprechender Ziele und Maßnahmen
(Kap. 11) auf europäischer und internationaler Ebene an-
gestrebt werden, um möglichst rasch möglichst große
Verbesserungen der Umweltsituation zu erzielen.

1.2.2 Ökosystemleistungen

44. Eine Veranschaulichung und Konkretisierung der
Bedeutung von Naturkapital liefert das Konzept der Öko-
systemleistungen (ecosystem services). Es wurde von
EHRLICH und EHRLICH (1981) eingeführt und baut auf
früheren Veröffentlichungen auf, die versuchten, den ge-
sellschaftlichen Nutzen der Natur und der Naturfunktio-
nen zu verdeutlichen (GÓMEZ-BAGGETHUN et al.
2010). Die Arbeiten zeigten auf, dass der Verlust von bio-
logischer Vielfalt direkt die Prozesse in Ökosystemen be-
einflusst, die für das Wohlergehen des Menschen grundle-
gend sein können. Einen frühen Versuch, die Funktionen
der Natur und die Natur selbst zu monetarisieren, unter-
nahmen COSTANZA et al. (1997). Auf die politische
Agenda gelangte das Thema mit dem Millennium
Ecosystem Assessment (MA) (REID et al. 2005). Das
MA wurde von den Vereinten Nationen beauftragt, einen
Überblick über den globalen Zustand von wichtigen Öko-
systemleistungen zu geben.

Ökosystemleistungen werden als die Leistungen defi-
niert, die Menschen von Ökosystemen erhalten (MA
2003, S. 3: BOX 1 Key Definitions), oder einfacher als
„ökologische Prozesse, die für das Wohlbefinden von
Menschen von Bedeutung und damit wertvoll sind“
(ESER et al. 2011). Die Definition des MA und der
TEEB-Studie (The Economics of Ecosystems and Biodi-
versity; TEEB 2010, S. 33) schließt in den Begriff „Öko-
systemleistungen“ auch Güter wie Holz oder Nahrungs-
mittel mit ein, enthält also materielle, energetische und
nicht-materielle Aspekte. Die TEEB-Studie unterscheidet
auch noch zwischen direkten (z. B. Konsum von Nahrung
oder Genuss schöner Landschaften) und indirekten Bei-
trägen (z. B. Reinigung von Trinkwasser durch Bodenfilt-
ration).

45. Ziel all dieser Typologien ist es, die Abhängigkeit
des Menschen von der Natur sichtbarer zu machen, und
zu zeigen, welchen Wert die Leistungen der Natur für das
menschliche Leben und Wirtschaften besitzen. Vor allem
unterstützende Leistungen wie der Nährstoffzyklus und
die Bodenbildung und viele regulierende Leistungen wie
Bestäubung oder Schädlings- und Erosionsregulierung
werden bislang von der Gesellschaft selbstverständlich
und kostenfrei in Anspruch genommen und nicht ange-
messen geschützt (Tab. 1-1).

Ta b e l l e  1 - 1

Kategorien von Ökosystemleistungen

Unterstützende Leistungen (Supporting services) z. B. Primärproduktion durch Photosynthese, Bodenbildung und 
Nährstoffkreisläufe

Bereitstellende Leistungen (Provisioning services) z. B. das Bereitstellen von Nahrung, Wasser, Holz und Brenn-
stoffen sowie pharmazeutischen Produkten

Regulierende Leistungen (Regulating services) z. B. das Reinigen von Luft und Wasser sowie die Regulierung 
des Klimas, Schutz vor Naturkatastrophen und Krankheiten 

Kulturelle Leistungen (Cultural services) z. B. Inspiration, Bildung, ästhetische Werte sowie Erholung 
und Entspannung 

Quelle: BECK et al. 2006, verändert
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46. Problematisch ist jedoch eine isolierte Betrachtung
einzelner Ökosystemleistungen unabhängig von deren
Einbindung in den ökologischen Kontext. So werden teil-
weise Maßnahmen dadurch begründet, dass sie be-
stimmte Ökosystemleistungen fördern oder bereitstellen,
obwohl sie zum Verlust von Biodiversität führen. Eine
unreflektierte Nutzung des Begriffs der Ökosystemlei-
stungen kann somit gerade dem Natur- und Umweltschutz
entgegenstehen. Nur wenn der Schutz von Ökosys-
temleistungen Teil des Natur- und Umweltschutzes ist,
werden beide Teilziele erreicht. Aus diesem Grund wird
im Rahmen des Übereinkommens über die biologische
Vielfalt (Convention on Biological Diversity – CBD)
auch immer vom Schutz von Biodiversität und Öko-
systemleistungen gesprochen (z. B. im Strategischen Plan
2011 bis 2020, SCBD 2010a). Auch die neue EU-Bio-
diversitätsstrategie für das Jahr 2020 nennt beide Begriffe
im Zusammenhang (Europäische Kommission 2011c).

47. Zu berücksichtigen ist darüber hinaus, dass die öko-
nomische Bewertung von Ökosystemleistungen vor allem
dann an ihre Grenzen stößt, wenn Ökosysteme sehr kom-
plex sind, wenn Unsicherheiten über Wirkungszusam-
menhänge bestehen und wenn Umkipppunkte, an denen
Systeme instabil werden, nicht vorhergesagt werden kön-
nen. In diesen Fällen ist eine monetäre Bewertung wis-
senschaftlich besonders unzuverlässig. Außerdem sind
die Methoden der Bewertung bei manchen Gütern we-
sentlich schwieriger anzuwenden als bei anderen. Da-
rüber hinaus hängen die Ergebnisse einer ökonomischen
Bewertung ökologischer Güter immer auch von notwen-
digerweise subjektiven methodischen Entscheidungen
derjenigen ab, die solche Studien durchführen. Diese va-
riieren je nach Art des zu bewertenden Guts, der verwen-
deten Methoden und des betrachteten Zeitraums in unter-
schiedlichem Maße (BRONDÍZIO und GATZWEILER
2010). In der Praxis birgt die ökonomische Bewertung
von Ökosystemen das Risiko einer verengten oder ver-
zerrten Wahrnehmung verschiedener Umweltaspekte. 

1.2.3 Ökologische Grenzen

48. Der Begriff der ökologischen Grenzen verweist zu-
nächst auf die unbezweifelbare biophysische Begrenzt-
heit der Erde im Hinblick auf die Verfügbarkeit von na-
türlichen Ressourcen und die Aufnahmefähigkeit von
Senken. Er kann jedoch nicht als ein rein naturwissen-
schaftlicher Begriff verstanden werden. Naturwissen-
schaften können durch die Beschreibung von faktischen
Zusammenhängen Verfügungswissen bereitstellen. So
können sie Kausalzusammenhänge und Wirkungsketten
identifizieren und unter Umständen Eintrittswahrschein-
lichkeiten für bestimmte Entwicklungen oder Ereignisse
angeben. Ökologische Grenzen beschreiben jedoch
Schwellen, jenseits derer unerwünschte Ereignisse zu er-
warten sind. Was „unerwünscht“ ist, lässt sich aber nicht
nur naturwissenschaftlich bestimmen. Angesichts wissen-
schaftlicher Unsicherheiten erfordern Aussagen über öko-
logische Grenzen immer auch Urteile über das Maß an
Vorsorge, das gesellschaftlich angemessen erscheint
(ROCKSTRÖM et al. 2011; SRU 2011c). In diesem
Sinne wird auch der Begriff der Leitplanken verwendet

als „quantitativ definierte Schadensgrenzen, deren Verlet-
zung heute oder in Zukunft intolerable Folgen mit sich
brächte“ (WBGU 2005, S. 28; 1997). Die Festlegung
ökologischer Grenzen oder Leitplanken setzt in demokra-
tisch verfassten Gesellschaften eine breite gesellschaftli-
che und politische Akzeptanz in einem langfristigen, auf-
geklärten Eigeninteresse voraus (vgl. Abschn. 1.6.1 und
Kap. 11).

49. Operationalisiert wird der Begriff der ökologischen
Grenzen beispielsweise durch das Konzept der „planetari-
schen Grenzen“ (planetary boundaries) und das des „si-
cheren Handlungsraumes“ (safe operating space) für
menschliche Aktivitäten (ROCKSTRÖM et al. 2009).
Dabei wird unterschieden zwischen Prozessen mit kriti-
schen globalen Schwellenwerten (wie z. B. bei der welt-
weit ausgestoßenen Menge an Treibhausgasemissionen)
und Prozessen wie Landnutzungsänderungen, bei denen
nach derzeitigem Kenntnisstand solche globale Schwel-
len nicht bestehen. Bei diesen kann es aber durch eine
stetige bzw. schleichende Verschlechterung zum Zu-
sammenbruch wichtiger Funktionen (wie z. B. der Koh-
lenstoffaufnahmefähigkeit) kommen, die Auswirkungen
auf globale Prozesse haben oder aggregiert zu einem glo-
balen Problem werden können (Abb. 1-2). Ein Über-
schreiten der planetarischen Grenzen kann einen „abrup-
ten, nicht-linearen ökologischen Wandel in kontinentalen
bis planetarischen Systemen“ auslösen (ROCKSTRÖM
et al. 2009, S. 1).

Bei schleichenden Entwicklungen liegt der kritische
Schwellenbereich dort, wo die „Resilienz“ von natürli-
chen Systemen beeinträchtigt wird – also ihre Fähigkeit,
sich von Störungen und Schocks zu erholen und ihre
Funktionsfähigkeit aufrecht zu erhalten (WALKER und
SALT 2006). Ökologische Grenzen können angesichts
der Komplexität der Systeme und Prozesse nicht als klare
Linie gedacht werden, sondern als „Korridore der Elasti-
zität“ (SACHS und SANTARIUS 2005).

Unterhalb der Erdsystembetrachtung auf den regionalen
oder lokalen Ebenen gibt es schon länger Analysen der
Tragfähigkeitsgrenzen oder „critical loads“ vor allem hin-
sichtlich versauernder und eutrophierender Luftschad-
stoffe (vgl. Kap. 10). Grenzen lassen sich auch auf der
Basis der natürlichen Reproduktion erneuerbarer Res-
sourcen identifizieren. 

Ökologische Grenzen und starke Nachhaltigkeit

50. Zu beachten ist, dass die Erhaltung des Naturkapi-
tals – ein Kernelement des Leitbilds der starken Nachhal-
tigkeit (vgl. Tz. 41) – ein grundsätzlich anderes Schutz-
konzept darstellt als die Einhaltung ökologischer
Grenzen. Grundsätzlich ist die Erhaltung des Naturkapi-
tals der strengere Maßstab, weil er jede Minderung zu
vermeiden sucht und sich nicht nur an der Vermeidung
von Katastrophen orientiert. Dennoch ist das Konzept der
ökologischen Grenzen eine sinnvolle Ergänzung zum
Leitbild der starken Nachhaltigkeit, da es expliziter auf
kritische Belastungsschwellen für wichtige globale Öko-
systeme verweist. Es muss jedoch als komplementär ver-
standen werden in dem Sinne, dass es verwendet wird,
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um Mindestanforderungen an den Umweltschutz zu for-
mulieren, ohne dabei das höhere Anspruchsniveau der
starken Nachhaltigkeit infrage zu stellen.

1.2.4 Grenzüberschreitungen: Krisen-
entwicklungen und Indikatoren

Beispiele weltweiter ökologischer 
Grenzüberschreitungen

51. Die Menschheit nimmt einen immer größeren Anteil
der verfügbaren Umweltressourcen in Anspruch und
schädigt dabei natürliche Systeme irreversibel. Menschli-
che Aktivitäten beeinflussen das natürliche Erdsystem
heute so stark, dass einige Wissenschaftler die gegenwär-
tige geologische Epoche als „Anthropozän“ bezeichnen
(STEFFEN et al. 2007; CRUTZEN 2002). Global werden
ökologische Grenzen beispielsweise in folgenden Berei-
chen überschritten:

– Mit dem fortschreitenden Klimawandel steigt der
Meeresspiegel, Gletscher schmelzen ab, wetterbe-
dingte Extremereignisse treten häufiger auf und irre-
versible Umkippeffekte werden wahrscheinlicher
(IPCC 2007).

– Trotz aller internationalen Verhandlungen und An-
strengungen ist es nicht gelungen, den Verlust an bio-
logischer Vielfalt auch nur zu verlangsamen, wie es
sich die internationale Gemeinschaft im Jahr 2002 als
Ziel bis 2010 vorgenommen hatte. Der Artenverlust
setzt sich ungebremst mit einem Vielfachen der natür-
lichen Verlustrate fort. Der Living Planet Index, ein
Maß für die Entwicklung der globalen Biodiversität,
zeigt einen Rückgang der Bestände ausgewählter Indi-
katorarten um fast 30 % seit 1970 (WWF et al. 2010).

– Etwa 60 % der untersuchten Ökosystemleistungen
sind bereits degradiert oder durch nicht-nachhaltige
Nutzung gefährdet (REID et al. 2005). Die Waldfläche
nimmt global ab, insbesondere die Fläche der Tropen-
wälder geht kontinuierlich und in dramatischem Aus-
maß zurück. Tropische Korallenriffe kollabieren
(UNEP 2007a, S. 88; SCBD 2010b). Die Überfi-
schung der Meere ist nach wie vor eines der großen
ungelösten Probleme; etwa 80 % der Bestände in den
Weltmeeren ist bereits überfischt oder bis an ihre
Grenzen ausgebeutet (FAO 2009). Nicht-nachhaltige
Land- und Wassernutzung führt in Verbindung mit
dem Klimawandel zur Desertifikation bzw. zum Ver-
lust fruchtbarer Böden durch Erosion, Versalzung und
Nährstoffverlust. 

– Die weltweit pro Kopf verfügbare Wassermenge
nimmt ab, vor allem durch Übernutzung von Grund-
und Oberflächenwasserressourcen. In Zukunft wer-
den immer mehr Menschen unter Wassermangel lei-
den (UNEP 2007b, S. 11). Wasserverschmutzung
bleibt weltweit eine der wichtigsten Ursachen für
Krankheit und Tod. 

– Bereits heute eignet sich die Menschheit etwa ein
Viertel der potenziellen Nettoprimärproduktion der
Erde an, in erster Linie durch Ernte von Biomasse für
die Produktion von Nahrung oder für die Gewinnung
von Baustoffen und Energie, aber auch durch Flächen-
inanspruchnahme für die Siedlungs- und Infrastruktur-
entwicklung (HABERL et al. 2007). Lebensräume
und Nahrungsangebot für andere Arten werden somit
durch den Menschen bereits in erheblichem Maße ein-
geschränkt. Durch die wachsende Weltbevölkerung
und sich ändernde Ernährungsgewohnheiten könnte

A b b i l d u n g  1 - 2

Planetarische Grenzen, Schwellenwerte und Unsicherheit

Quelle: ROCKSTRÖM et al. 2009, eigene Übersetzung
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sich der Bedarf an landwirtschaftlichen Produkten bis
2050 um 70 % erhöhen. Dadurch würden Landnut-
zung und Landnutzungsänderungen weiter zunehmen.

52. Insgesamt gefährden diese unterschiedlichen, sich in
vielen Fällen gegenseitig verschärfenden ökologischen
Grenzüberschreitungen die Lebensgrundlagen von meh-
reren hundert Millionen Menschen. Sie wirken sich in
vielfältiger Weise auf ökologische und gesellschaftliche
Systeme aus, indem sie etwa Lebensmittelkrisen verursa-
chen, Wassermangel verstärken und soziale Konflikte um
natürliche Ressourcen verschärfen. Ökologische Grenz-
überschreitungen können Lebensräume für Menschen
und Tiere zerstören und Auslöser für Migration und
Flucht sein. Damit haben sie nicht nur umweltpolitische,
sondern auch wirtschafts- und sicherheitspolitische Be-
deutung. Heute bereits akut betroffen sind häufig die
ärmsten Teile der Bevölkerung in Entwicklungsländern,
deren Lebensunterhalt von den lokalen natürlichen Res-
sourcen abhängt (NIEKISCH 2006). Die Degradierung
von Ökosystemen ist daher auch ein Hindernis für das Er-
reichen der Millenniums-Entwicklungsziele (UNDP
2011).

Dagegen sind die Auswirkungen in Industrieländern bis-
lang deutlich seltener unmittelbar spürbar. In Deutschland
sind etwa die Verluste an Ökosystemleistungen in vielen
Bereichen geringer als auf globaler Ebene, unter anderem
aufgrund der bestehenden Umwelt- und Naturschutzge-
setzgebung und entsprechender Maßnahmen. Gleichzei-
tig tragen unter anderem aber Importe von Gütern oder
der Ausstoß von Treibhausgasen (THG) in Deutschland
dazu bei, dass Ökosysteme auch in anderen Ländern ge-
schädigt werden (BECK et al. 2006).

Indikatoren der Grenzüberschreitung

53. Verschiedene globale Indikatorensysteme zeigen
auf, dass man bereits heute von Grenzüberschreitungen
ausgehen muss. Obwohl bei allen Indikatoren, insbeson-
dere komplexen Indikatorsystemen, unvermeidliche me-
thodische Schwächen bestehen, ist diese Aussage robust. 

54. Die Berechnungen zum ökologischen Fußabdruck
etwa zeigen, dass die Menschheit inzwischen mehr natür-
liche Ressourcen in Anspruch nimmt, als die Erde auf
Dauer bereitstellen kann. Der ökologische Fußabdruck
misst die biologisch produktive Land- und Wasserfläche,
die notwendig ist, um die vom Menschen genutzten er-
neuerbaren Ressourcen bereitzustellen und um durch
menschliche Aktivitäten verursachtes Kohlendioxid
(CO2) zu absorbieren. Die sogenannte Biokapazität be-
zeichnet die Fläche, die zur Erzeugung der Ressourcen
und zur Aufnahme der Schadstoffe tatsächlich zur Verfü-
gung steht. Die Belastung ist mit dem Wirtschafts- und
Bevölkerungswachstum seit Beginn der 1960er-Jahre
kontinuierlich gestiegen und die Tragfähigkeit der Erde
wurde bereits Anfang der 1970er-Jahre überschritten.
Heute übersteigt der ökologische Fußabdruck der
Menschheit die Biokapazität der Erde um 50 % (WWF
et al. 2010).

Ein anderer flächenbezogener Indikator misst im Rahmen
einer Lebenszyklus-Analyse den Flächenbedarf entlang
der gesamten Produktionskette. BRINGEZU und
BLEISCHWITZ (2009, S. 39 ff.) schlagen hier das soge-
nannte Global Land Use Accounting of Agricultural Crop-
land (GLUAcropland) als Indikator vor. Der Indikator umfasst
die Flächennutzung für landwirtschaftliche Produktion
für Lebensmittel- und Nicht-Lebensmittel-Verwendungen
(inklusive Tierhaltung) weltweit und berücksichtigt damit
auch die Flächenansprüche, die bei der Produktion impor-
tierter Produkte entstehen. Wenn die global im Jahr 2050
voraussichtlich verfügbare landwirtschaftliche Fläche auf
9 Milliarden Menschen gleichmäßig aufgeteilt werden
sollte, ergibt sich ein Zielwert von 0,2 ha pro Person
(BRINGEZU 2009). Für Deutschland sollte – berücksich-
tigt man die im globalen Vergleich sehr hohe landwirt-
schaftliche Produktivität – der Zielwert noch deutlich
niedriger angesetzt werden (vgl. Kap. 3, Tz. 164). Tat-
sächlich lag der GLUAcropland pro Person im Jahr 2004 in
Deutschland jedoch nach Berechnungen von BRINGEZU
und SCHÜTZ (2009, S. 131) mit 0,25 ha um 25 % über
dem Zielniveau. Mit circa 61 % macht die tierisch ba-
sierte Ernährung dabei den größten Anteil dieses Flächen-
bedarfs aus (vgl. Kap. 3, Tz. 166). Sollte in Deutschland
der Verbrauch nachwachsender Rohstoffe, insbesondere
für die energetische Verwendung, wie erwartet deutlich
steigen, könnte der GLUAcropland im Jahr 2030 mit
0,28 bis 0,3 ha pro Person die dann noch weltweit zur
Verfügung stehende Fläche deutlich überschreiten (BAU-
Szenarien in BRINGEZU und SCHÜTZ 2009, S. 132).

55. Auf der Basis einer anderen Methodik schlagen
ROCKSTRÖM et al. (2009) planetarische Belastungs-
grenzen für zehn verschiedene natürliche Systeme und
Prozesse vor (Tab. 1-2). Die planetarischen Grenzen defi-
nieren den sicheren Handlungsraum für menschliche Ak-
tivität, der jeweils ausreichend weit von möglichen „Um-
kipppunkten“ oder gefährlichen Belastungsniveaus
entfernt ist. Die Systeme sollten innerhalb dieser Grenzen
bleiben, um abrupte, irreversible und katastrophale Um-
weltveränderungen zu vermeiden. Die Bestimmung der
Grenzen orientiert sich soweit möglich an neuester wis-
senschaftlicher Forschung, kann aber aufgrund der Da-
tenlage nicht in allen Fällen mit der gleichen Präzision er-
folgen. Beim Verlust der Biodiversität beispielsweise ist
der Zusammenhang mit der Stabilität und Resilienz von
Ökosystemen nicht ausreichend wissenschaftlich eta-
bliert. ROCKSTRÖM et al. (2009) setzen eine Verlustrate
von zehn Arten pro Million Arten pro Jahr als vorläufige
Grenze, die nicht überschritten werden sollte. Dies würde
dem zehn- bis hundertfachen der natürlichen Verlustrate
entsprechen. Für die atmosphärische CO2-Konzentration
wird die sichere Belastungsschwelle auf den Wert von
350 ppm gesetzt. Diese Einschätzung ist unter anderem
gestützt auf Modellierungen eines amerikanischen For-
scherteams (HANSEN et al. 2008), die langsame Feed-
backprozesse beispielsweise durch Änderungen des
Rückstrahlvermögens der Erdoberfläche berücksichti-
gen. Zudem könnte bei 350 ppm die Stabilität polarer Eis-
schilder gesichert werden. 
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Beim Klimawandel, dem Verlust von biologischer Viel-
falt und in Bezug auf Eingriffe in den globalen Stickstoff-
kreislauf sind die Grenzen der Belastbarkeit nach Ein-
schätzung der Autoren bereits überschritten. Andere
Belastungen (Phosphorkreislauf, Versauerung der
Ozeane, Landnutzung, Süßwassernutzung) befinden sich
in der Nähe der Grenzen (Tab. 1-2). 

56. Zudem treten zunehmend die systemischen Zusam-
menhänge zwischen den verschiedenen Umweltproble-
men ins Blickfeld. Diese können nicht mehr als voneinan-

der unabhängige, einfach zu bestimmende Probleme
gesehen werden, sondern müssen als ein komplexes Wir-
kungsgefüge verstanden werden, das durch Rückkopp-
lungsmechanismen und nicht-lineare Zusammenhänge
gekennzeichnet ist (EEA 2010b, S. 113 ff.; PBL 2009;
OECD 2008). So kann die erhöhte Nachfrage nach Bio-
kraftstoffen, ursprünglich ökologisch motiviert, zur Ro-
dung natürlicher Wälder in Entwicklungsländern und
zum Anbau von Biomassepflanzen in Monokulturen füh-
ren. Dies führt zur Freisetzung von THG, zerstört Lebens-
räume, beeinträchtigt die Bodenfruchtbarkeit, fördert

Ta b e l l e  1 - 2

Planetarische Grenzen

Erdsystemprozesse Parameter
vorge-

schlagene 
Grenze

derzeitiger 
Status

vorin-
dustrieller 

Wert

Klimawandel 1. atmosphärische CO2-Konzentration 
(ppm, Volumenanteil)

350 387 280

2. Veränderung der Strahlungsleistung 
(Watt pro m2)

1 1,5 0

Biodiversitäts-
verlustrate

Aussterberate (Zahl der Arten pro einer Mil-
lion Arten pro Jahr)

10 > 100 0,1 – 1

Stickstoffzyklus 
(mit dem Phosphor-
zyklus verbunden)

Menge an N2, die für anthropogene Nutzung 
aus der Atmosphäre entnommen wird 
(Millionen Tonnen pro Jahr)

35 121 0

Phosphorzyklus (mit 
dem Stickstoffzyklus 
verbunden)

Menge an Phosphor, die in die Ozeane gelangt 
(Millionen Tonnen pro Jahr)

11 8,5 – 9,5 ~ 1

Stratosphärischer 
Ozonabbau

Ozonkonzentration 
(Dobson-Einheit)

276 283 290

Versauerung der 
Ozeane

Globale durchschnittliche Aragonitsättigung 
im Oberflächenwasser von Meeren

2,75 2,90 3,44

globale Süß-
wassernutzung

Verbrauch an Süßwasser durch den Menschen 
(km3 pro Jahr)

4.000 2.600 415

Landnutzungs-
änderungen

% der globalen Bodenbedeckung, die in 
Ackerland umgewandelt wird

15 11,7 niedrig

atmosphärische 
Aerosolbelastung

Gesamtpartikelkonzentration in der 
Atmosphäre, auf regionaler Basis

noch zu bestimmen

Verschmutzung durch 
Chemikalien

z. B.: emittierte Mengen in die globale Umwelt 
oder Konzentrationen in der globalen Umwelt 
an persistenten organischen Schadstoffen, 
Kunststoffen, endokrinen Disruptoren, 
Schwermetallen und radioaktiven Abfällen 
oder die daraus folgenden Wirkungen auf 
Ökosysteme und die Funktionsfähigkeit 
des Erdsystems

noch zu bestimmen

Graue Schattierung: Planetarische Grenzen sind bereits überschritten.

Quelle: ROCKSTRÖM et al. 2009, eigene Übersetzung
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Erosion, gefährdet so dauerhaft die Lebensgrundlagen der
einheimischen Bevölkerung und löst damit heftige soziale
Konflikte aus. Der Verlust von Biodiversität ist ein Bei-
spiel für ein hochkomplexes Umweltproblem, dessen Ur-
sachen in unzähligen wirtschaftlichen Aktivitäten und ih-
rem Zusammenspiel liegen, unter anderem der Nutzung
erneuerbarer Ressourcen durch Landwirtschaft und Fi-
scherei, der Zerstörung und Beeinträchtigung von Öko-
systemen und Lebensräumen durch den Abbau nicht-
erneuerbarer Rohstoffe oder der Zerschneidung von Öko-
systemen durch Infrastrukturentwicklung, Industrieent-
wicklung und Siedlung. 

1.3 Die Debatte um Wachstum und Nach-
haltigkeit: von Green Growth bis 
Degrowth

57. Von besonderer Brisanz in der aktuellen Wachs-
tumsdebatte ist die Frage, ob ein systematisches Respek-
tieren ökologischer Grenzen dauerhaft mit ökonomi-
schem Wachstum vereinbar ist. Diese Fragestellung ist
zunächst eine grundsätzlich konzeptionelle. Die gegen-
wärtige Diskussion über die Grenzen des Wachstums ver-
läuft zwischen zwei Polen: den optimistischen Konzepten
des grünen Wachstums (green growth) und den wachs-
tumskritischen Konzepten einer Postwachstumsgesell-
schaft. Im Folgenden werden die Grundzüge der Debatte
und die zentralen Argumente und Kontroversen darge-
stellt.

Grünes Wachstum

58. Das Leitbild des grünen Wachstums basiert im We-
sentlichen auf dem Konzept der ökologischen Moderni-
sierung (JÄNICKE 2008; MOL und SONNENFELD
2000; s. a. Abschn. 11.3.3 zum Begriff der grünen Öko-
nomie). Es stellt eine Abkehr von einem Paradigma dar,
das Umweltschutz aus einer kurzfristigen und statischen
Perspektive grundsätzlich als Kostenfaktor ansieht, der
zudem die internationale Wettbewerbsfähigkeit behindert.
Das Konzept des grünen Wachstums geht davon aus, dass
eine Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Um-
weltschäden zu erreichen ist und dass gleichzeitig Um-
weltschutz ökonomische Chancen eröffnen kann. Dahin-
ter steht der Gedanke, dass durch gezielte Investitionen in
umwelteffiziente und ressourcenschonende Technolo-
gien Entwicklungspfade eingeschlagen werden können,
die gleichermaßen zur Vermeidung von Umweltschäden,
zur Schonung nicht-erneuerbarer Ressourcen und zu
Wirtschaftswachstum beitragen (OECD 2011b). Dabei
soll technologischer Fortschritt die Energie- und Material-
effizienz in einem Maße steigern, dass die ökonomische
Wertschöpfung zunimmt und gleichzeitig die Belastung
der Umwelt vermindert wird. Für wichtige Wirtschafts-
und Technologiebereiche ist gezeigt worden, dass eine
Erhöhung der Öko-Effizienz um den Faktor fünf (von
WEIZSÄCKER et al. 2010) oder sogar zehn (SCHMIDT-
BLEEK 2009) technisch möglich ist. Verwandt mit den
Vorstellungen eines grünen Wachstums sind frühere Kon-
zepte eines „qualitativen Wachstums“ (MAJER 1984;

CAPRA und HENDERSON 2009) oder eines „ökologi-
schen Strukturwandels“ (SIMONIS 2011).

Große Aufmerksamkeit hat das Konzept des grünen
Wachstums während der jüngsten Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise erhalten. In der Folgezeit der Weltwirtschafts-
krise von 2008 entstanden zahlreiche Vorschläge für
einen „Green New Deal“, welcher durch Investitionspro-
gramme umweltfreundliche Infrastrukturen und weitere
umweltorientierte Maßnahmen fördern und auf diese
Weise Konjunkturpolitik betreiben sollte (UNEP 2010;
BLASCH et al. 2010; OECD 2011b; JAEGER et al.
2009; JÄNICKE und JACOB 2008; EKINS 2000).

Wohlstand ohne Wachstum, Postwachstum und 
Degrowth

59. Der Vorstellung vom grünen Wachstum gegenüber
steht eine Position, die auf „Wohlstand ohne Wachstum“
(JACKSON 2009a; MIEGEL 2010), Postwachstum
(PAECH 2009a; SEIDL und ZAHRNT 2010b) oder in
extremeren Ausprägungen auch auf Schrumpfung
(Degrowth, z. B. Beiträge in FLIPO und SCHNEIDER
2008; LATOUCHE 2010) abzielt. Ihr liegt in der Regel
die These zugrunde, dass eine hinreichende Entkopplung
des Wirtschaftswachstums von seiner materiellen und
energetischen Basis nicht gelingen wird und sich daher in
einer endlichen Welt das Wachstum der Wirtschaft nicht
grenzenlos fortsetzen kann. 

60. Die Wachstumskritiker teilen somit den Technolo-
gie- und Steuerungsoptimismus nicht, der hinter der Vor-
stellung eines grünen Wachstums steht. Sie weisen viel-
mehr darauf hin, dass Steigerungen der Effizienz in einer
wachsenden Wirtschaft leicht durch den Gesamtanstieg
der Produktion kompensiert werden können (Rebound-
Effekt), und sehen die Grenzen für Entkopplung und De-
materialisierung. Sie begründen sie sowohl mit den Er-
haltungssätzen der Thermodynamik als auch mit der Re-
alität der bestehenden Produktionsstrukturen sowie der
tatsächlich beobachteten engen Kopplung zwischen Wirt-
schaftswachstum und Umweltbelastung (SORRELL
2010; SCHOR 2010; JACKSON 2009a; PAECH 2009b;
SORRELL 2007; HUESEMANN 2003; Kap. 1.4). Da-
rüber hinaus werden zwei weitere Argumente für eine kri-
tische Auseinandersetzung mit dem Wirtschaftswachstum
angeführt. Zum einen wird die These vertreten, dass es in
vielen Industrieländern ohnehin eine Tendenz zu langfris-
tig sinkenden Wachstumsraten gäbe (REUTER 2010;
MIEGEL 2010; DIEFENBACHER und ZIESCHANK
2009), die auf vielfältige ökonomische und soziale Fakto-
ren zurückzuführen ist. Zum anderen wird darauf ver-
wiesen, dass in Ländern, die bereits einen bestimmten
materiellen Lebensstandard erreicht haben, höhere Ein-
kommen immer weniger zu einer Steigerung des Wohl-
ergehens von Gesellschaften beitragen, also der Grenz-
nutzen steigender Einkommen abnimmt (ausführlich
dazu: JACKSON 2009b, S. 38 ff.). Dies zeigen sowohl
Erkenntnisse der Zufriedenheitsforschung als auch eine
Betrachtung verschiedener objektiver Messgrößen wie
Lebenserwartung, Bildung und sozialer Zusammenhalt
(FREY und FREY MARTI 2010, S. 460; MIEGEL 2010,
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S. 30). Während demnach für reiche Länder das durch-
schnittliche Einkommen auf viele wohlstandsrelevante
Größen keinen erheblichen Einfluss mehr ausübt, gibt es
belastbare Hinweise dafür, dass ein Zusammenhang zwi-
schen dem Grad der Einkommensungleichheit innerhalb
eines Landes und dem gesellschaftlichen Wohl besteht
(WILKINSON und PICKETT 2010).

61. Während die Degrowth-Bewegung und verwandte
Strömungen explizit ein Schrumpfen der Wirtschaft als
Voraussetzung für Nachhaltigkeit fordern, sehen andere
Autoren eine Befreiung von Wachstumszwängen als we-
sentliches Ziel. Als Grundproblematik wird eine Fixie-
rung auf wirtschaftliches Wachstum gesehen, die nicht
unterscheidet zwischen nachhaltigeren Produktionen und
Strukturen, die wachsen sollen, und solchen, die
schrumpfen müssen, sondern „alles begrüßt, was produ-
ziert und abgesetzt wird und Einkommen schafft“
(SCHERHORN 2010, S. 3). Die Postwachstumsgesell-
schaft beschreibt die Zielvorstellung einer Gesellschaft,
die „nicht existenziell auf Wirtschaftswachstum angewie-
sen“ und in der Wachstum nicht mehr dominierendes
Paradigma von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft ist
(SEIDL und ZAHRNT 2010b, S. 34). Dabei kann eine
nicht – oder weniger stark – wachsende Wirtschaft trotz-
dem dynamisch sein. Ob das Bruttoinlandsprodukt (BIP)
weiterhin wächst, ist aus dieser Perspektive nicht mehr
die zentrale Frage. Wirtschaftswachstum ist willkommen,
solange es nicht auf dem Verzehr der Substanz an Natur-
kapital beruht (SCHERHORN 2010; DALY 1996). 

Insgesamt ist den dargestellten wachstumskritischen Kon-
zepten – trotz ihrer unterschiedlichen Nuancierungen – ge-
mein, dass sie einen grundlegenden Paradigmenwechsel
fordern, bei dem nicht das Wirtschaftswachstum, sondern
das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung im Zentrum
politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Han-
delns steht (SCHERHORN 2010, S. 6).

1.4 Entkopplung – Perspektiven und Grenzen

62. Die Antwort auf die Frage, ob Strategien des grünen
Wachstums ausreichen, um einen Entwicklungspfad in-
nerhalb ökologischer Grenzen zu erreichen oder ob auch
Postwachstumsstrategien in Betracht gezogen werden
müssen, hängt davon ab, in welchem Maße Wirtschafts-
leistung und Umweltbelastung entkoppelt werden kön-
nen. Dabei kann Entkopplung im engeren Sinne als Ent-
kopplung der Wirtschaftsleistung vom Verbrauch
natürlicher Ressourcen verstanden werden. Aus ökologi-
scher Perspektive ist jedoch ein breiteres Verständnis
sinnvoll, das auch eine zweite Dimension einbezieht,
nämlich die Entkopplung des Energie- bzw. Materialver-
brauchs von den Umweltbelastungen (vgl. Kap. 2,
Abb. 2-5). Darüber hinaus muss zwischen relativer und
absoluter Entkopplung unterschieden werden: Von relati-
ver Entkopplung spricht man, wenn die ökologische Effi-
zienz der Wirtschaftsaktivität zwar zunimmt, der Effekt
aber zu einem Teil durch das Wachstum der Wirtschaft
aufgezehrt wird. Absolute Entkopplung ist erst dann er-
reicht, wenn trotz Wirtschaftswachstum der absolute Um-
fang des Umweltverbrauchs zurückgeht.

Historische Entwicklung: enge Kopplung von 
Wirtschaftsleistung und Umweltbelastung in 
zentralen Problembereichen

63. Das Verhältnis zwischen Wirtschaftsleistung und
Umweltbelastung ist schon seit langer Zeit Gegenstand
wissenschaftlicher Forschung und Debatte. Ein Ergebnis
der Forschung ist, dass das Verhältnis differenziert be-
trachtet werden muss, weil wesentliche Unterschiede
zwischen einzelnen Problembereichen bestehen. Anfang
der 1990er-Jahre war die optimistische Sicht verbreitet,
dass die Umweltbelastung bei steigendem Wohlstandsni-
veau (nach anfänglicher Steigerung aufgrund von Indust-
rialisierungsprozessen) entwicklungslogisch durch Mo-
dernisierungsprozesse sinkt (JÄNICKE 2001; TORRAS
und BOYCE 1998; de BRUYN et al. 1998). Die Hoff-
nung, die Entwicklung reicher Länder hin zu Dienstleis-
tungsgesellschaften würde ihren ökologischen Fußab-
druck von selbst reduzieren, hat sich nicht erfüllt.
Während dieses Wandlungsprofil in Bezug auf einige
– vor allem technisch zu bewältigende – Problembereiche
zutrifft, zeigt sich für viele Umweltbelastungen ein
anderes Bild (VICTOR 2010, S. 241; JÄNICKE und
VOLKERY 2001).

64. Historische Zeitreihen machen deutlich, dass in der
Vergangenheit das Wachstum der Weltbevölkerung und
des durchschnittlichen Einkommens mit einem Anstieg
der weltweiten CO2-Emissionen, des Verbrauchs von
Energie und Rohstoffen und des ökologischen Fußab-
drucks gekoppelt war (WWF et al. 2010). Dabei nahm die
Gesamtbelastung kontinuierlich zu, obwohl die Ressour-
cen immer effizienter genutzt wurden, eine relative
Entkopplung also stattfand. Zu ähnlichen Ergebnissen
kommen Ländervergleiche. So wurde beispielsweise auf-
gezeigt, dass Einkommen ein wesentlicher Treiber für hö-
here CO2-Emissionen und eine Reihe anderer Umweltbe-
lastungen ist (BRADSHAW et al. 2010). Im Durchschnitt
geht eine Verdopplung des Wohlstands mit einem Anstieg
der CO2-Emissionen pro Kopf um 80 % einher (UNEP
und IPSRM 2010).

65. Dennoch unterscheiden sich die Emissionen auch
zwischen Ländern mit einem ähnlichen Einkommensni-
veau bedingt durch unterschiedliche demografische, tech-
nologische, kulturelle und geografische Gegebenheiten
(GIROD und de HAAN 2009; LENZEN et al. 2006). Un-
terschiedliche Emissionsniveaus bei ähnlichem Pro-
Kopf-Einkommen sind damit auch ein Hinweis auf Ent-
kopplungspotenziale. Ambitionierte Umweltpolitik kann
eine absolute Entkopplung bei zentralen Größen errei-
chen. Dazu gehören beispielsweise der Energie- und Res-
sourcenverbrauch in Deutschland und die THG-Emissio-
nen in der EU. Entgegen dem globalen Trend zeichnen
sich in Deutschland beim Energie- und Ressourcenver-
brauch Tendenzen einer absoluten Entkopplung ab. Der
Energieverbrauch war in den letzten Jahrzehnten – bei
wachsender Wirtschaftsleistung – leicht rückläufig
(BMWi 2011), der Rohstoffverbrauch weitgehend
konstant (BUYNY et al. 2009, S. 51; SCHÜTZ und
BRINGEZU 2008).
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66. Ein Grund für die Schwierigkeit der absoluten Ent-
kopplung ist der sogenannte Rebound-Effekt. Damit wird
die Tatsache bezeichnet, dass Effizienzverbesserungen
häufig Nachfragesteigerungen induzieren, welche die er-
zielten Einsparungen unter Umständen kompensieren
können. Zu diesem Phänomen tragen mehrere Effekte
bei. Zum einen bringen Effizienzgewinne tendenziell
Preissenkungen mit sich, die unmittelbar zu einem erhöh-
ten Verbrauch des effizienten Produktes bzw. der effizien-
ten Dienstleistung führen können. Zum anderen sind sie
mit einer Steigerung des Realeinkommens verbunden, die
einen erhöhten Konsum anderer Produkte und Dienstleis-
tungen erlaubt. Die Umweltwirkungen des zusätzlichen
Konsums bestimmen dabei, in welchem Maße Umweltef-
fizienzeffekte kompensiert werden. Vor allem für den Be-
reich der Energieeffizienz ist der Rebound-Effekt empi-
risch gut belegt (SORRELL 2007; 2010 für einen
Überblick), vergleichbare Effekte gibt es aber auch in an-
deren Bereichen, zum Beispiel beim Rohstoff- und Mate-
rialverbrauch (MEYER et al. 2011) und im Verkehr
(FRONDEL et al. 2008).

Historisch ist somit im Hinblick auf zentrale Problembe-
reiche wie den Gesamtressourcenverbrauch oder die
THG-Emissionen eher die relative als die absolute Ent-
kopplung die Regel. Dabei ist auch relative Entkopplung
kein Automatismus, sondern Folge von Weltmarktpreisen
oder regulativer Umweltpolitik (EDENHOFER et al.
2009, S. 4).

Theoretische Perspektiven aus Ökonomie und 
Thermodynamik

67. Die Auseinandersetzung mit der Frage, wie trotz be-
grenzter natürlicher Ressourcen Wachstum aufrecht er-
halten werden kann, hat in der ökonomischen Theorie
eine lange Tradition (bereits in den 1970er-Jahren:
SOLOW 1974; DASGUPTA und HEAL 1979). Werden
in der Produktionsfunktion begrenzte natürliche Ressour-
cen als eine eigene Kapitalform berücksichtigt, führt dies
nur dann zu einer Begrenzung des Wachstums, wenn
diese Ressourcen nicht erneuerbar und nicht durch men-
schengemachtes Kapital substituierbar sind. Die Antwort
der ökonomischen Theorie auf die Entkopplungsfrage
hängt somit davon ab, wie optimistisch die Annahmen
sind, die hinsichtlich der Substituierbarkeit getroffen wer-
den. Nimmt man an, dass sogenannte Backstopp-Techno-
logien existieren, mit deren Hilfe das gleiche Produkt
ohne die begrenzte Ressource bzw. ohne Umweltbelas-
tung hergestellt werden kann, ist die Wachstumsbegren-
zung aufgehoben (SOLOW 1974; DUJMOVITS 2009;
AGHION und HOWITT 2009, S. 379 ff.).

Traditionell herrschte in der Neoklassik und auch in der
aus ihr hervorgegangenen Umweltökonomie hinsichtlich
der Substituierbarkeit großer Optimismus. Ende der
1990er-Jahre gestanden allerdings zwei führende Ökono-
men, Robert Solow und Joseph Stiglitz, in einer Antwort
auf eine heftige Kritik des ökologischen Ökonomen
Herman Daly ein, dass eine vollständige Substitution von
natürlichem durch menschengemachtes Kapital nicht
möglich ist, da physisches Kapital immer den Abbau na-

türlicher Ressourcen voraussetzt (DALY 1997; SOLOW
1997; STIGLITZ 1997). SOLOW (1997) korrigierte frü-
here Aussagen dahin gehend, dass es letztendlich vor al-
lem um die Substituierbarkeit nicht-erneuerbarer Res-
sourcen durch erneuerbare geht und nicht um deren
Substituierbarkeit durch menschengemachtes Kapital. 

Auch für die meisten erneuerbaren Ressourcen muss man
allerdings mittlerweile von deutlichen Nutzungsgrenzen
ausgehen (WBGU 2009). Zudem ist angesichts des heuti-
gen Wissensstands aus den Umweltwissenschaften die
Konzentration auf einzelne begrenzte natürliche Ressour-
cen und deren Substituierbarkeit nicht mehr ausreichend.
Vielmehr müssen die verschiedenen ökologischen Gren-
zen und die möglichen Verlagerungseffekte, die bei der
Substitution einer Ressource durch eine andere entstehen
können, integriert betrachtet werden (WESTLEY et al.
2011).

Entkopplung bei der Energieversorgung

68. Dass eine vollständige Entkopplung wirtschaftlicher
Aktivität von einer energetischen und materiellen Basis
nicht möglich ist, ergibt sich aus der Naturwissenschaft
und insbesondere den Gesetzen der Thermodynamik,
wird aber vom wirtschaftswissenschaftlichen Mainstream
nur sehr zögernd anerkannt. Jede wirtschaftliche Aktivität
benötigt den Einsatz von nützlicher Energie (Exergie)
und ist mit der Erhöhung von Entropie (nicht mehr nutz-
barer Energie und irreversibel dissipierender Materie)
verbunden (GEORGESCU-ROEGEN 1971). Materielle
Produktion ist damit notwendigerweise mit der Entste-
hung nicht mehr nutzbarer Materialien, zumeist dissipati-
ver Abfallströme oder Emissionen, verbunden (CLEVE-
LAND und RUTH 1997). Inputseitig gibt es zunächst
keine Grenze des Energieflusses: Die Erde ist in Bezug
auf die Energie ein offenes System. Durch die direkt und
indirekt nutzbare Sonneneinstrahlung steht eine erneuer-
bare Energiequelle zur Verfügung. Die Umwandlung der
von der Sonneneinstrahlung abgeleiteten Energiequellen
in nützliche Energie geht jedoch immer auch mit Um-
welteffekten einher, nicht zuletzt mit der Nutzung von
Fläche. Ein weiterer Engpass liegt in der Assimilationsfä-
higkeit wichtiger natürlicher Systeme als Senke für die
notwendige Kuppelproduktion beim Einsatz nützlicher
Energie. 

69. Für den zentralen Bereich der Energieversorgung
muss zumindest die Entkopplung der Wirtschaftsleistung
vom Energieverbrauch früher oder später aufgrund der
thermodynamischen Gesetze an Grenzen stoßen. Die Ab-
hängigkeit wirtschaftlichen Wachstums von einer steigen-
den Zufuhr an hochwertiger Energie ist auch empirisch
gut belegt. Bereits Studien aus dem Bereich der neoklas-
sischen Ökonomie, die mithilfe ökonometrischer Metho-
den und auf der Basis der Energiekosten bzw. -preise den
Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und
Energieverbrauch untersuchen, geben Hinweise darauf,
dass ein wechselseitiger Einfluss zwischen Energiever-
brauch und Wirtschaftswachstum besteht (Feedback-
Hypothese, z. B. APERGIS und PAYNE 2009;
CHONTANAWAT et al. 2008; NARAYAN und
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PRASAD 2008; PAYNE 2010; FRONDEL und
SCHMIDT 2004). Aus der eher ökologisch geprägten
Ökonomie gibt es darüber hinaus deutliche Hinweise da-
rauf, dass der Energieinput deutlich mehr zum Wirt-
schaftswachstum beiträgt, als es dem geringen Anteil der
Energie an den Inputkosten und den hieraus abgeleiteten
Elastizitäten in den Produktionsfunktionen entspricht
(SORRELL 2010; AYRES und WARR 2010; VICTOR
2008, S. 33; HOMER-DIXON 2006; GRAHL und
KÜMMEL 2006). 

70. Allerdings sind die thermodynamischen Grenzen
möglicherweise noch weit entfernt, wenn vorhandene Po-
tenziale bei der Effizienz der Energienutzung ausge-
schöpft werden. AYRES und WARR (2010) zeigen, dass
die „nützliche Arbeit“, die aus dem Einsatz von Energie
in die Produktion gespeist wurde, seit Beginn des
20. Jahrhunderts sehr viel stärker zugenommen hat als der
Verbrauch von Brennstoffen selbst, da die Effizienz der
Energiekonversion im Lauf der Jahrzehnte stark gestei-
gert wurde. Die Autoren argumentieren, dass das Wachs-
tum der Arbeitsproduktivität in den vergangenen Jahr-
hunderten nur durch die Verfügbarkeit immer größerer
Mengen hochwertiger Energie ermöglicht wurde und dass
der „technische Fortschritt“ bzw. die „totale Faktorpro-
duktivität“ – Konzepte, die in der ökonomischen Theorie
vage bleiben – tatsächlich mit der Effizienz der Energie-
bzw. Ressourcenkonversion in der Wirtschaft gleichzu-
setzen sind. Die beobachtete Steigerung der Arbeitspro-
duktivität kam demnach vor allem dadurch zustande, dass
die Arbeitenden durch immer größere Mengen hochwerti-
ger Energie unterstützt wurden (SORRELL 2010,
S. 1790). AYRES und WARR (2010) sehen auch weiter-
hin große Potenziale in einer Steigerung der Effizienz.
CULLEN et al. (2011) schätzen, dass unter technisch-
physikalischen Gesichtspunkten 73 % des globalen Ener-
gieverbrauchs allein durch Verbesserungen passiver ener-
gierelevanter Systeme (etwa Gebäudeisolierung, Design
von Geräten, Automobilen, Flugzeugen etc.) eingespart
werden könnte. 

Der zweite Entkopplungsschritt, die Entkopplung des
Energieverbrauchs von den Umweltbelastungen, erfordert
die Umstellung auf Energiequellen mit einer möglichst
geringen Umweltbelastung. Die Möglichkeiten hierfür
werden im folgenden Abschnitt dargestellt.

Zukunftsperspektiven der Entkopplung bei der 
Energieversorgung

71. Eine Reihe von Szenariostudien für den Bereich
Klimaschutz verdeutlichen, dass unter technischen und
auch ökonomischen Gesichtspunkten eine weitgehend
emissionsfreie Energieversorgung und damit auch eine
umfassende absolute Entkopplung der Energiebereit-
stellung von den THG-Emissionen möglich wäre
(EDENHOFER et al. 2010). Mehrere aktuelle Studien
kommen übereinstimmend zu dem Schluss, dass der
Strombedarf in Deutschland bzw. Europa weitgehend
oder vollständig auf der Basis erneuerbarer Energien be-
friedigt werden könnte (SRU 2011d; EREC 2010; PwC
et al. 2010; ECF et al. 2010; Öko-Institut und Prognos

AG 2009; FoEE und SEI 2009). Auch auf globaler Ebene
ist eine weitgehend erneuerbare Energieversorgung vor-
stellbar (IPCC 2011; EREC und Greenpeace International
2010; WWF et al. 2011). Auch politische Strategiedoku-
mente auf nationaler und europäischer Ebene gehen in-
zwischen davon aus, dass eine Reduktion der THG-Emis-
sionen um 80 % bis zum Jahr 2050 möglich ist
(Europäische Kommission 2011d; BMWi und BMU
2010).

Für eines der zentralen ökologischen Probleme – die
Emission von THG – ist somit vermutlich mit den ent-
sprechenden politischen und gesellschaftlichen Anstren-
gungen eine umfassende absolute Entkopplung möglich.
Um die bestehenden Entkopplungsspielräume zu nutzen,
sind politisch induzierte, radikale umwelttechnische
Innovationen und deren rasche, großflächige Anwendung
notwendig (JÄNICKE 2010a; 2008). Allerdings können
sich auch hier Problemverlagerungen ergeben, denn die
erneuerbaren Energien können aufgrund ihres zum Teil
hohen Flächenbedarfs negative ökologische Auswirkun-
gen mit sich bringen (SRU 2011d, Tz. 53 ff.). Durch ei-
nen Ausschluss ökologisch sensibler Gebiete bei der
Standortauswahl können diese jedoch deutlich vermindert
werden. 

Fazit

72. Es ist nicht ausgeschlossen, dass sich das Wirt-
schaftswachstum aufgrund ökologischer Grenzen ver-
langsamt, nicht zuletzt auch, weil Umweltprobleme selbst
– beispielsweise der Klimawandel – negative Folgen für
die Wirtschaftsentwicklung haben. Wenn solche Wechsel-
wirkungen vorausschauend erfasst werden und institutio-
nell, politisch und gesellschaftlich angemessen auf sie re-
agiert wird, besteht die Chance, vorhandene Potenziale
der Entkopplung zu mobilisieren. Insgesamt ist davon
auszugehen, dass hier nach wie vor große Spielräume be-
stehen. Zwar existieren langfristig thermodynamische
Grenzen für Entkopplung von Wirtschaftsaktivität und
Energie- und Materieinput, diese sind jedoch derzeit noch
nicht erreicht. Diese Potenziale durch Effizienzsteige-
rung, Energieträgersubstitution und Änderungen bei
Konsummustern zu nutzen, ist im Sinne einer Krisenver-
meidung unabdingbar und sollte daher politisch vorange-
trieben werden. Hierzu ist unter anderem eine grundle-
gende Transformationen großer Versorgungssysteme und
Infrastrukturen notwendig, um zu vermeiden, dass Funk-
tionsstörungen natürlicher Systeme sich unkontrolliert
und in möglicherweise katastrophaler Art auf das Wirt-
schaftssystem auswirken. 

73. Starke Nachhaltigkeit muss prioritäres politisches
Ziel im Sinne langfristiger Systemstabilität sein und da-
mit Vorrang vor kurzfristigen Wachstumszielen erhalten.
Die wirtschaftliche Dynamik hat sich damit den vorsorge-
orientiert zu formulierenden Grenzziehungen anzupassen.
Dabei ist es weder sinnvoll noch planvoll steuerbar,
Wachstum explizit zu beschränken oder gar zu verhin-
dern, aber es sollte auch nicht ohne Berücksichtigung
ökologischer Folgekosten forciert werden. Ein Wert-
wachstum im Sinne qualitativ besserer und teurerer Pro-
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dukte bei gleichem oder niedrigerem Material- und Ener-
gieaufwand ist dann unproblematisch, wenn die
Belastungen für die Umwelt nicht zunehmen bzw. auf ein
nachhaltiges Maß abgebaut, also Grenzen der ökologi-
schen Belastung eingehalten werden (LAWN 2010; PA-
QUÉ 2010).

Allerdings bleibt offen, ob die Einhaltung naturwissen-
schaftlich fundierter und politisch bestimmter ökologi-
scher Grenzen langfristig mit Wachstum vereinbar ist. Für
den Fall, dass aufgrund globaler ökologischer Begrenzun-
gen und fairer Nutzungsansprüche an knappe Ressourcen
auch Auswirkungen auf das Wachstum nicht zu vermei-
den sind, sollten Wirtschaft, Gesellschaft und Politik auf
die resultierenden Herausforderungen vorbereitet sein. Je
besser dies gelingt, umso geringer werden die Kosten der
Anpassung an ökologische Grenzen sein. 

1.5 Risiken des Nichtwachstums

74. Wachstumsbefürworter und viele Vertreter von
Green Growth halten Wachstum für eine notwendige Vo-
raussetzung für das Funktionieren von Gesellschaften
(PAQUÉ 2010; BÄR et al. 2011). Sie betonen die Rolle
des Wachstums für die Aufrechterhaltung einer hohen
Beschäftigungsquote, die Stabilität öffentlicher Haushalte
und staatlicher Sozialversicherungssysteme. Andere se-
hen das Streben nach Wachstum in der menschlichen Na-
tur begründet bzw. als eine Voraussetzung für ethischen
und moralischen Fortschritt und warnen davor, dieses
Streben einzuschränken (FRIEDMAN 2005).

Viele wachstumskritische Autoren nehmen die Risiken
des Nichtwachstums ernst, sehen die wesentliche Heraus-
forderung aber in ihrer Bewältigung. JACKSON (2009a)
prägte für die Problematik in reichen Ländern den Begriff
des „Wachstumsdilemmas“. Demnach würden Volkswirt-
schaften ohne Wachstum in eine Rezessionsspirale gera-
ten, anderenfalls aber würde ein Wachstum in seiner heu-
tigen Struktur zum ökologischen Kollaps führen (so auch
VICTOR 2008). Das Dilemma mag sich dadurch ent-
schärfen, dass seit einigen Jahrzehnten ohnehin in vielen
Industrieländern und insbesondere in Deutschland ein
Trend hin zu niedrigeren Wachstumsraten zu beobachten
ist (zu abnehmenden Wachstumsraten vgl. BOURCADE
und HERZMANN 2006; DIEFENBACHER und
ZIESCHANK 2009; PRIEWE und RIETZLER 2010;
REUTER 2010).

Es geht demnach um zwei voneinander zu unterschei-
dende Fragen:

– Ist die Stabilität von marktwirtschaftlichen Systemen
auf Wachstum angewiesen?

– Wie kann, wenn wirtschaftliches Wachstum auf Dauer
nicht möglich ist (z. B. wegen Rückwirkungen des
ökologischen auf das ökonomische System), eine grö-
ßere Unabhängigkeit von Wachstum erreicht werden?

Im Folgenden wird zunächst untersucht, inwieweit ein
Wachstumszwang aus der ökonomischen Theorie abzu-
leiten ist (Abschn. 1.5.1). In einem weiteren Schritt wer-
den Wachstumszwänge in der politischen Realität be-

trachtet (Abschn. 1.5.2). Ansätze für mehr
Unabhängigkeit vom Wachstum werden in Ab-
schnitt 1.6.3 diskutiert. 

1.5.1 Der „Wachstumszwang“ in der 
ökonomischen Theorie

75. Das Wachstum einer Volkswirtschaft ist wesentlich
von der Höhe der Investitionen bzw. der Investitionsquote
abhängig. Investitionen haben einen Modernisierungs-,
einen Kapazitäts- und einen Nachfrageeffekt (PRIEWE
und RIETZLER 2010, S. 44 ff.). Eine durch Investitionen
eingeführte neue Technologie muss unter Wettbewerbs-
bedingungen besser sein als eine alte, entweder dadurch,
dass sie Kosten senkt oder die Produktqualität erhöht
(BARRO und SALA-I-MARTIN 2004; ELSENHANS
2011, S. 35 f.; ROMER 1990). Investitionen sind damit
für die Modernisierung einer Volkswirtschaft und die Er-
haltung der Wettbewerbsfähigkeit unverzichtbar. Sie kön-
nen zudem einen Kapazitätseffekt haben, der sich aus der
Höhe des Kapitalkoeffizienten, dem Wert der für eine zu-
sätzliche Wertschöpfungseinheit notwendigen Kapitalgü-
ter, bestimmen lässt (HARROD 1968; DOMAR 1968).
Sie haben schließlich einen Nachfrageeffekt, da die In-
vestitionsausgaben zugleich Nachfrage für Arbeitskräfte,
Güter und Dienstleistungen darstellen. In der Wachstums-
theorie wird die Höhe der Investitionen zunächst durch
die Höhe der Ersparnisse erklärt (HARROD 1968;
HELPMAN 2004; DOMAR 1968; SOLOW 1968; kri-
tisch: BINSWANGER 2006). Es ist aber alles andere als
selbstverständlich, dass alle inländischen Ersparnisse
auch im Inland investiert werden (KOO 2003; vgl. zur
dramatisch sinkenden Investitionsquote bei steigender
Sparquote in Deutschland: JAEGER 2011; REUTER
2000, S. 151 f. und 320 f.; PRIEWE und RIETZLER
2010). Da Unternehmensentscheidungen im Wesentli-
chen von Gewinnerwartungen abhängen, müssen ange-
bots- und/oder nachfrageseitige Voraussetzungen für eine
der Sparquote entsprechenden privaten Investitionsnei-
gung gegeben sein (KALDOR und MIRRLEES 1968;
REUTER 2000, S. 63 und 156 ff.; PRIEWE und
RIETZLER 2010; ELSENHANS 2011). Staatliche Inves-
titionen können zeitweilig private Investitionsausfälle
kompensieren (KOO 2003; MITCHELL und MUYSKEN
2008), lassen sich aber – wie in der aktuellen Vertrau-
enskrise der Finanzmärkte sichtbar – nicht beliebig schul-
denbasiert steigern.

76. Hinreichende Renditeerwartungen für Investitionen
sind in zumindest monetär wachsenden Märkten eher zu
erfüllen als bei schrumpfenden. Der Wachstumsprozess
ist zugleich „Schrumpfungsrisiken“ und potenziellen Un-
gleichgewichten ausgesetzt – sei es durch Kostensteige-
rungen oder durch Investitionszurückhaltung infolge
schwächelnder Nachfrage oder anderer Faktoren. In die-
sem Sinne ist er prekär (REUTER 2000). Es gibt kein en-
dogenes Naturgesetz, dass eine Marktwirtschaft dauerhaft
gleichgewichtig wächst (ELSENHANS 2011); zugleich
ist Stagnation und Schrumpfung wegen der sich damit de-
stabilisierenden und selbstverstärkenden Tendenzen – der
„zentrifugalen Kräfte“ (HARROD 1968, S. 44) –, wie sie
in den aktuellen Finanzkrisen zu beobachten sind
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(PEUKERT 2011), sehr riskant. Vom neoklassischen An-
passungsoptimismus, der davon ausgeht, dass sich auf
den verschiedenen Märkten stets ein Gleichgewicht von
Angebot und Nachfrage einstellt, kann man in der Reali-
tät nicht immer ausgehen (PRIEWE und RIETZLER
2010, S. 41). So führt zum Beispiel eine Zinssenkung ge-
rade in Krisenzeiten nicht automatisch zu einer Wieder-
belebung der Investitionstätigkeit (KOO 2003). Struktur-
brüche infolge zunächst konjunktureller Einbrüche
verstärken oftmals den irreversiblen Verlust ganzer indus-
trieller Sektoren, so zum Beispiel der Textilindustrie oder
Teilen der Stahlindustrie in den 1970er-Jahren (PAQUÉ
2010, S. 187 f.).

77. Ohne wachsende Nachfrage fänden letztlich weitge-
hend nachfragesenkende Rationalisierungsinvestitionen
statt. Theoretisch ließe sich auf der Basis dieses Rationa-
lisierungstyps möglicherweise auch ein relativ stabiler
Schrumpfungspfad vorstellen, der vor allem auf kosten-
senkende Rationalisierungsinvestitionen und auf eine
Weitergabe von Produktivitätsfortschritten durch
Arbeitszeitverkürzungen setzt (JACKSON 2009a;
BINSWANGER et al. 1988). Ob aber die Erwartung dau-
erhaft sinkender Konsumnachfrage vereinbar ist mit einer
stabilen Investitionsquote, die weitgehend durch Rationa-
lisierungsinvestitionen getragen ist, ist fraglich. In
Deutschland stehen jedenfalls die abnehmenden und im
internationalen Vergleich sehr niedrigen Investitionen der
letzten beiden Jahrzehnte in engem Zusammenhang mit
der schwachen Nachfragedynamik (PRIEWE und
RIETZLER 2010).

Auch monetäre Theorieansätze, die die Kreditabhängig-
keit privater Investitionen betonen (BINSWANGER
2006; SORRELL 2010), kommen letztlich zum selben
Ergebnis, dass eine Mindestrentabilität privater Investi-
tionen gesichert sein muss und dass dies unter Wachs-
tumsbedingungen leichter herstellbar ist als ohne Wachs-
tum.

In diesem Sinne sollten die Risiken wirtschaftlicher Sta-
gnation und Rezession ernst genommen werden.

1.5.2 Wachstumszwänge in der politischen 
Realität

78. Die Wachstumsorientierung von Wirtschaft, Politik
und Gesellschaft ist auch in demokratischen Marktwirt-
schaften fest institutionalisiert. Das expansive Streben
nach mehr Gewinn und Einkommen gehört zu den konsti-
tutionellen Merkmalen des Wettbewerbs in Marktwirt-
schaften und hat sich zugleich auch zutiefst in die „men-
talen Infrastrukturen“ (WELZER 2011), in Werte und
Handlungsorientierungen der Menschen eingeprägt.
Ohne die Zähmung durch Zivilgesellschaft und demokra-
tisch legitimierten Staat neigt dieser Expansionsdrang zu
Grenz- und Maßlosigkeit (STREECK 2011). Zugleich
sind aber wesentliche Elemente des modernen Wohl-
fahrtsstaates abhängig von einer wachsenden Ökonomie
(SEIDL und ZAHRNT 2010b, S. 23; OFFE und
BORCHERT 2006; PAQUÉ 2010; HOLZINGER 2010;
STREECK 2011).

79. Nicht zuletzt ist die politische Legitimität von Re-
gierungen westlicher Demokratien wesentlich von den
gelieferten Ergebnissen abhängig (Output-Legitimität):
so insbesondere von einer erfolgreichen Ökonomie, die
wachsende Realeinkommen und hohe Beschäftigung ver-
spricht, und von einer hohen Qualität öffentlicher Güter
und Sozialleistungen. Gleichwohl gibt es auch Beispiele
und Erfahrungen, dass in politischen Prozessen, die be-
stimmte Sach- und Handlungszwänge glaubwürdig ver-
mitteln, auch unangenehme Einschränkungen hingenom-
men werden (SCHARPF 2011).

80. Die Abhängigkeit wichtiger Institutionen von
Wachstum kann exemplarisch am Beispiel von Beschäfti-
gung, öffentlichen Dienstleistungen und Staatshaushalt
skizziert werden. Arbeitssparender technischer Fortschritt
ging früher mit produktivitätsorientierten Lohnerhöhun-
gen einher, war damit ein wichtiger Treiber des Einkom-
menswachstums und ermöglichte eine breite Teilhabe am
erwirtschafteten Reichtum (PAQUÉ 2010, S. 184;
HOLZINGER 2010, S. 30 f.). Arbeitssparender techni-
scher Fortschritt bedeutet aber, dass für die gleiche Pro-
duktion weniger Arbeitsstunden erforderlich sind. Ohne
Wachstum bedeutet dies, dass entweder die durchschnitt-
liche Lebensarbeitszeit entsprechend verkürzt wird oder
sich die Arbeitslosigkeit erhöht (SPANGENBERG 2010;
REUTER 2010; VICTOR 2008, S. 211). Auch wenn man
in der letzten Dekade OECD-weit (Organisation for Eco-
nomic Co-operation and Development) eine kontinuierli-
che Abnahme der Jahresarbeitszeit um circa 100 h be-
obachten kann (OECD, 2011), so hat doch die Intensität
der politischen und wissenschaftlichen Debatte um die
Verkürzung der Arbeitszeiten im letzten Jahrzehnt deut-
lich abgenommen (zu einem aktuellen Stand der Debatte:
HOLZINGER 2010, S. 38 f.).

Weitere Bereiche, deren Funktionsweise zurzeit auf
Wachstum angewiesen ist, sind vor allem auch das Ren-
ten-, das Gesundheits- sowie das Bildungswesen und
nicht zuletzt die Staatsfinanzen (PAQUÉ 2010,
S. 159 ff.). Wegen der absehbaren demografischen Ent-
wicklung wären ohne Wachstum sowohl Umlage- als
auch Kapitaldeckungsverfahren zur Alterssicherung nicht
finanzierbar, wenn man stabile Lohnnebenkostenanteile
und einen Gleichschritt von Renten- und Einkommens-
entwicklung als unverrückbare Randbedingungen an-
strebt. Im Gesundheitswesen würden stagnierende Bei-
träge eine Überprüfung des Leistungskatalogs und der
Effizienz des Gesamtsystems erfordern. 

Wirtschaftswachstum gilt auch als Voraussetzung für so-
zialen Ausgleich. Empirisch ist der Zusammenhang zwi-
schen den Einkommen der relativ ärmsten Bevölkerungs-
gruppen und Wirtschaftswachstum in westlichen
Industrieländern stark, während er zur Sozialpolitik ins-
gesamt sehr schwach ist (KENWORTHY 2010;
HELPMAN 2004, S. 108). Aber auch die Sozialpolitik
kann – bei geeigneter Ausgestaltung – effektiv die Ein-
kommen der ärmsten 20 % der Bevölkerung verbessern,
ohne andere gesellschaftspolitische Ziele dabei zu beein-
trächtigen (HOLZINGER 2010, S. 32; KENWORTHY
2011b).

Risiken des Nichtwachstums
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Die Umverteilung von Wachstumsgewinnen ist konflikt-
ärmer als die Umverteilung von Besitzständen (zur Kon-
fliktträchtigkeit umverteilender Politiken schon LOWI
1972; HOLZINGER 2010). Dessen ungeachtet wäre es
aber illusionär zu meinen, dass Wachstum Verteilungs-
konflikte in reichen Gesellschaften vermeiden würde. Da
Verteilungswettbewerb in gesättigten Konsumgesell-
schaften sich stärker auf Statusgüter richtet, die nicht be-
liebig vermehrbar und deshalb strukturell knapp sind,
werden steigende Einkommen eher den Statuswert eines
solchen Gutes entwerten und damit den Statuswettbewerb
auf andere Güter verlagern, als die Gesellschaft tatsäch-
lich zu befrieden (HIRSCH 1980). Typische Statusgüter,
die sich entwerten, wenn sie breit zugänglich sind, sind
Häuser im Grünen, Tourismusparadiese, Bildungstitel
und gesellschaftlich wichtige Positionen. Ein verschärfter
Wettbewerb um solche „positionellen Güter“, die knappe
gesellschaftliche Spitzenpositionen symbolisieren, heizt
die Wachstumsspirale immer wieder von neuem an, weil
sie letztlich höhere Einkommen oder verstärkte private
Investitionen in die persönliche Karriere erfordern. Wenn
aber alle dies tun, dann reproduzieren sich die Statusun-
terschiede nur auf höherem Niveau, ohne das tatsächlich
mehr Befriedigung erreicht werden könnte.

Aus der Staatsverschuldung resultiert ebenfalls ein
Wachstumsdruck. Hohe Wachstumsraten versprechen si-
chere Zinszahlungen und einen Schuldenabbau ohne Ver-
zicht auf bestehende Ausgaben und ohne Steuererhöhun-
gen. Die Möglichkeit der Verschuldung mit späterem
wachstumsbasierten Schuldenabbau bietet damit Regie-
rungen ein attraktives Gestaltungsfenster (PAQUÉ 2010,
S. 204).

81. Insgesamt wird deutlich, dass zentrale gesellschaft-
liche Systeme in einer Wirtschaft mit Wachstum leichter
aufrecht erhalten werden können. Ohne Wachstum ver-
schärfen sich Zielkonflikte, Entscheidungsdilemmata und
letztlich viele gesellschaftliche Konflikte. Auf gesell-
schaftliche Integration zielende Politik wird wesentlich
anspruchsvoller und schwieriger, aber nicht unmöglich.
Zudem könnte die Krisenanfälligkeit marktwirtschaftli-
cher Systeme, des Wohlfahrtsstaates und der gesellschaft-
lichen Integration in einer Wirtschaft ohne Wachstum er-
heblich zunehmen. Wird eine Gesellschaft zur
präventiven Abwehr oder aber infolge ökologischer Kri-
sen auf Wirtschaftswachstum verzichten müssen, so sollte
sie darauf vorbereitet sein. Es ist daher eine der großen
wissenschaftlichen und gesellschaftspolitischen Aufga-
ben, über eine deutliche Verminderung der Abhängigkeit
vieler gesellschaftlicher Funktionsbereiche vom Wirt-
schaftswachstum und über die Lösung der daraus resultie-
renden Probleme frühzeitig nachzudenken. In Ab-
schnitt 1.6.3 werden Ansätze hierzu diskutiert.

1.6 Herausforderungen für Politik, Gesell-
schaft und Wissenschaft

82. Im vorliegenden Kapitel wurde argumentiert, dass
noch große Spielräume für Entkopplung von Wachstum
und Umweltnutzung bestehen und dass entschiedenere
politische Rahmenbedingungen notwendig sind, um eine

Verminderung der Umweltnutzung auf allen Ebenen zu
erreichen. Es kann allerdings nicht ausgeschlossen wer-
den, dass eine Entkopplung nicht in allen Bereichen in
ausreichendem Maße gelingt und dass längerfristig öko-
logische Grenzüberschreitungen nur bei begrenztem oder
verlangsamtem Wirtschaftswachstum vermieden werden
können. Auch in diesem Fall sollte das Ziel der Erhaltung
der natürlichen Lebensgrundlagen im Vordergrund stehen
und alle dafür notwendigen Anstrengungen sollten unter-
nommen werden. Aus der bisherigen Analyse ergeben
sich drei grundlegende Strategieansätze, auf die Einhal-
tung ökologischer Grenzen hinzuwirken: 

– Zunächst müssen auf den relevanten Ebenen – je nach
Art des Umweltgutes auf globaler, europäischer, natio-
naler oder ggf. auch sub-nationaler Ebene – Umwelt-
ziele formuliert und institutionalisiert werden, die
mindestens die Einhaltung wissenschaftlich fundierter
Grenzen der Tragekapazität sicherstellen.

– Mit Blick auf diese Ziele müssen Strategien für eine
weitreichende Transformation der Industriegesell-
schaft entwickelt werden, die neben einem radikalen
Technikwandel auch soziale Innovationen und Verän-
derungen der Konsum- und Lebensstile anstoßen müs-
sen.

– Schließlich müssen zentrale gesellschaftliche Funk-
tionssysteme auf eine Zukunft vorbereitet werden, in
der die Volkswirtschaft nur in sehr geringem Maße
wächst. Dies ist nur durch eine Abkehr von der bisher
dominanten Strategie zu erreichen, die soziale Ziele
durch eine Erhöhung des Wirtschaftswachstums zu er-
reichen versucht. Je besser dies gelingt, umso unab-
hängiger wird die Gesellschaft von einem fortgesetz-
ten Wirtschaftswachstum. 

Um solche Ansätze zu entwickeln, ist unter anderem eine
neue Forschungsagenda für die Wirtschaftswissenschaf-
ten zu entwickeln, die sich insbesondere der Frage ma-
kroökonomischer Stabilität in einer „vollen Welt“ (full
world, vgl. DALY 2005) widmet.

1.6.1 Umweltziele setzen, Wissenschaft und 
Politik stärker verzahnen

83. Politisches Handeln kann nur auf eine Einhaltung
ökologischer Grenzen ausgerichtet werden, wenn zu-
nächst eine breite gesellschaftliche Übereinstimmung
über die entsprechenden Umweltziele erreicht wird (vgl.
Kap. 11). Die Festlegung von Umweltqualitätszielen
muss dabei in angemessener Weise das Wissen um ökolo-
gische Grenzen reflektieren, letztlich sind Umweltziele
aber immer auch gesellschaftliche Konventionen (vgl.
Abschn. 1.2.3). Dies wird nicht zuletzt daran deutlich,
dass sie vielfach mit implizit oder explizit formulierten
Gerechtigkeitsvorstellungen über das verbunden sind,
was als fairer Nutzungsanspruch globaler Gemeinschafts-
güter verstanden werden kann. Solche allgemein verbind-
lichen Wertentscheidungen gehören zur Kerndomäne de-
mokratischer Politik (HABERMAS 1992). Aus diesem
Grunde können Umweltziele nicht rein wissenschaftlich
abgeleitet werden, sondern sind letztlich Ergebnis eines
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demokratischen Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zesses, der allerdings wissenschaftlich informiert sein
sollte. Von herausragender Bedeutung ist daher eine sys-
tematische Stärkung der Wissensbasis im Bereich der bio-
physischen Grenzen und ihre Verkopplung mit der politi-
schen Willensbildung. 

84. Als ein Modell für eine erfolgreiche Institutionali-
sierung wissenschaftlicher Politikberatung gelten Struk-
tur und Arbeitsweise des Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change (IPCC), weil sie Politik und Wissenschaft in
einer Weise verkoppeln, die die Integrität und Autonomie
der beiden Funktionssysteme bewahrt. Der IPCC gilt als
eine der einflussreichsten internationalen Institutionen
der Klimapolitik (WBGU 2000). Ohne seine Arbeit wäre
der lange Weg zu einem internationalen Konsens für das
2°-Ziel kaum vorstellbar. Erfolgsbedingung ist zum einen
die politische Einbettung der Arbeit. Diese gelingt durch
die Mandatierung und Verabschiedung der Zusammen-
fassung für Entscheidungsträger durch Vertreter der
Mitgliedstaaten sowie andererseits durch die Synchroni-
sierung der Arbeit mit den internationalen Klimaverhand-
lungen. Zum anderen wird eine außerordentlich breite
Beteiligung von mehreren hundert Wissenschaftlern er-
möglicht, die die hohe Autorität der wissenschaftlichen
Erkenntnisse sichert. Dies wird verstärkt durch aufwen-
dige Qualitätssicherungsverfahren und Reviews des vor-
handenen Wissens. 

Im Bereich der Biodiversität scheiterte dagegen ein rein
wissenschaftlich institutionalisierter Ansatz, das Global
Biodiversity Assessment von 1995. Der Prozess erhielt
keine hinreichende politische Unterstützung auf Regie-
rungsebene, weil einzelne Staaten die Legitimität des
Gremiums und seiner Ergebnisse angezweifelt hatten
(LARIGAUDERIE und MOONEY 2010; VOHLAND
et al. 2011). Von diesen Erfahrungen beeinflusst waren
die Initiativen, analog zum IPCC ein Panel für Biodiver-
sität und Ökosystemleistungen aufzubauen: die In-
tergovernmental Science-Policy Platform for Biodiversity
and Ecosystem Services (IPBES). Im Bereich der Nut-
zung natürlicher Ressourcen besteht der International
Ressource Panel. Er ist aber noch ein bei der UNEP (Uni-
ted Nations Environment Programme) angesiedeltes und
hinsichtlich Ausstattung und zwischenstaatlicher politi-
scher Einbettung relativ schwach institutionalisiertes
Fachgremium, das ebenfalls eine Aufwertung analog zum
IPCC verdiente. Entsprechende Ideen für einen In-
tergovernmental Panel for Sustainable Resource Manage-
ment sind bereits entwickelt worden (BRINGEZU und
BLEISCHWITZ 2009).

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Glo-
bale Umweltveränderungen (WBGU) hatte bereits im
Jahre 2000 die Einrichtung eines „Erd-Rates“ empfohlen,
der zur Früherkennung großer Risikoentwicklungen und
zur Formulierung ökologischer Leitplanken beitragen
sollte (WBGU 2000, S. 179 f.). Gerade im Hinblick auf
die Wechselwirkungen globaler systemischer Risiken ist
zumindest eine enge Kooperation verschiedener zwi-
schenstaatlicher Plattformen aus Wissenschaft und Regie-
rungen von großer Bedeutung. Zudem hängt ihr Erfolg

wesentlich von der Finanz- und Personalausstattung und
von der Breite und Tiefe des verfügbaren Wissens um
planetarische Grenzen, Umkippeffekte und systemische
Risiken ab. Die Bundesregierung sollte daher den (Kapa-
zitäts-)Aufbau solcher Plattformen aktiv unterstützen.
Dies gilt sowohl für die weiter auszubauende wissen-
schaftliche Grundlagenforschung hinsichtlich gefährdeter
Erdsysteme im Verantwortungsbereich des Bundesminis-
teriums für Bildung und Forschung (BMBF) (WBGU
2011), als auch für die internationalen Aufbau- und Grün-
dungsprozesse zwischenstaatlicher wissenschaftlicher
Expertenpanels.

Die Schlüsselrolle „epistemischer“ Gemeinschaften, bei
denen ein Konsens hinsichtlich Problemdiagnose und Lö-
sung besteht, ist vor allem im Bereich internationaler
Umweltabkommen hinreichend erforscht (BÖCHER
2007; BRAUN 1998; HAAS et al. 1993; HAAS 2004;
1992). Ein wissenschaftlich fundierter Fachkonsens in
der internationalen Wissenschaftsgemeinschaft kann zu
einem umweltpolitischen Anspruchsniveau von Umwelt-
abkommen beitragen, das eine an ökonomischen und na-
tionalen Interessen ausgerichtete Realpolitik nicht errei-
chen könnte.

85. Ansätze für eine Identifizierung kritischer Grenzen
an der Schnittstelle zwischen Politik und Wissenschaft
gibt es auch auf der europäischen Ebene. Der Bericht der
Europäischen Umweltagentur zur Lage der Umwelt (EEA
2010b) stellt eine besorgniserregende Bestandsaufnahme
hinsichtlich der Übernutzung und Überforderung einzel-
ner Ressourcen dar. Es fehlt ihm aber die hinreichend
starke Kopplung an den politischen Prozess, die für eine
politisch konsentierte Formulierung von quantitativen
Grenzziehungen notwendig wäre. Darüber hinaus erfolgt
die Verzahnung wissenschaftlicher Analyse und Politik
relativ intensiv in einzelnen Umweltbereichen. Ein Bei-
spiel ist der Bereich der Fischerei, wo seit jüngster Zeit
der Internationale Rat für Meeresforschung (International
Council for the Exploration of the Sea – ICES) seine
Empfehlungen für die Festlegung von Fangquoten für
einzelne Fischbestände auf das Konzept des größtmögli-
chen Dauerertrags stützt (SRU, 2011a). Auch das Clean
Air for Europe (CAFE) Programme liefert die Grundla-
gen für eine an der Minimierung gesundheitlicher Risiken
und der Vermeidung der Überschreitung kritischer Belas-
tungsgrenzen (critical levels) ausgerichteten europäischen
Luftreinhaltepolitik (WURZEL 2002; SRU 2008;
BRUCKMANN 2010; vgl. auch Kap. 10). Gerade die eu-
ropäische Luftreinhaltepolitik war bisher ein Beispiel in-
tensiver und geglückter institutioneller Verzahnung natur-
wissenschaftlicher und ökonomischer Modellierung und
Politik, die anspruchsvolle und robuste Qualitätsziele und
Emissionsbudgets für wichtige Luftschadstoffe formulie-
ren konnte. Dabei stützt sie sich wesentlich auch auf Er-
kenntnisse der World Health Organization (WHO). Syste-
matische Prozesse zur vorsorgeorientierten und
wissenschaftlich fundierten Identifikation von Belas-
tungsgrenzen sollten auch hinsichtlich anderer natürlicher
Gemeinschaftsgüter, Ressourcen und Senken (z. B. Wäl-
der, Böden, Meere, Süßwasser, grüne Infrastrukturen und
nachhaltige Landnutzung, Stickstoffkreislauf) weiter vo-
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rangetrieben werden. Sie sollten mit hochrangigen
umweltpolitischen Prozessen verkoppelt und auf hoher
politischer Ebene in der Programmentwicklung berück-
sichtigt werden. In diesem Sinne gibt es noch einen er-
heblichen Ausbaubedarf von Institutionen, die die Ver-
zahnung von Wissenschaft und Politik auf allen
Governance-Ebenen vorantreiben sowie die Grundlagen
für robuste Grenzen, Budgets und Leitplanken formulie-
ren und in die umweltpolitische Zielformulierung einspei-
sen. Dabei ist zunehmend auf die Kohärenz und die
Wechselwirkungen einzelner Bereiche zu achten, um Pro-
blemverlagerungen antizipieren und vermeiden zu kön-
nen. Vielfach geht es dabei darum, vorhandene Prozesse
und wissenschaftliche Ergebnisse auf einer hochrangigen
politischen Ebene verfügbar zu machen und in politische
kommunizierbare Botschaften zu übersetzen.

1.6.2 Entkopplungspotenziale ausschöpfen

86. Für das Einschwenken auf einen nachhaltigen Ent-
wicklungspfad innerhalb ökologischer Grenzen müssen
die Potenziale zur Entkopplung von Wachstum und Res-
sourcen- und Umweltverbrauch voll ausgeschöpft werden
(FISCHER-KOWALSKI et al. 2011). Je besser die Sen-
kung des Energie- und Materialdurchsatzes der Wirt-
schaft gelingt, desto weniger dringlich stellt sich dem-
nach die Wachstumsfrage. Für eine absolute Entkopplung
müssen insbesondere zwei Handlungsansätze verfolgt
werden: Zunächst müssen die Infrastrukturen der Indus-
triegesellschaft einem fundamentalen Umbau unterliegen.
Zu diesen Infrastrukturen zählen unter anderem die ge-
samte Energieversorgung inklusive der Erzeugung und
der Übertragung (SRU 2011d), sämtliche Verkehrsinfra-
strukturen (Kap. 4) und in weiterem Sinne auch die land-
wirtschaftlichen Versorgungsstrukturen (SRU 2009). Da-
bei müssen biogene Ressourcen nachhaltig bewirtschaftet
werden (SRU 2007; 2011a; vgl. auch Kap. 2, 6 und 7).
Darüber hinaus werden dort, wo technische Lösungen an
ihre Grenzen stoßen, auch veränderte Konsum- und Ver-
haltensmuster für eine Entkopplung bedeutsam (z. B.
beim Lebensmittelkonsum und bei der Mobilität; vgl.
Kap. 3 und 5).

Verschiedene Zukunftsszenarien zeigen, dass die Poten-
ziale für technologische Innovation und Effizienzsteige-
rung längst nicht ausgeschöpft sind, aber dass in vielen
Bereichen neue technische Lösungen auch mit sozialen
Innovationen einhergehen müssen. Im Folgenden wird ar-
gumentiert, dass der freie Markt alleine diese Potenziale
aber nicht nutzen kann. Der Staat wird daher regulativ
eingreifen müssen, darf dabei gleichzeitig aber nicht die
Innovationskraft privater Unternehmen unterlaufen.

87. Der SRU (2011d) hat exemplarisch am Beispiel
eines Übergangs zu einer 100 % erneuerbaren Stromver-
sorgung dargelegt, wie ein wichtiger Sektor zu einem Kli-
maschutzziel beitragen kann, das sich an dem Erkenntnis-
stand in Bezug auf ökologische Grenzen orientiert. Eine
klimaneutrale Stromversorgung durch erneuerbare Ener-
gien kann im Übrigen nicht nur für Deutschland plausibel
gemacht werden, sondern auch für den europäischen und
nordafrikanischen Raum (HERTIN et al. 2010; PATT

et al. 2011; Europäische Kommission 2011b; 2011a) so-
wie für die globale Ebene (IPCC 2011; WBGU 2011;
WWF et al. 2011). Durch gezielte Standortauswahl er-
neuerbarer Energieproduktion und die erfolgreiche Nut-
zung von Einsparpotenzialen kann eine Problemverlage-
rung zulasten der Belange des Natur- und
Landschaftsschutzes vermieden werden. Vor einer zu in-
tensiven Nutzung der Biomasse muss in diesem Sinne
wegen der absehbaren Nutzungskonflikte gewarnt wer-
den. Eine Ausweitung der Anbauflächen von Energie-
pflanzen ist häufig mit negativen Auswirkungen auf Na-
tur und Landwirtschaft verbunden, insbesondere in Bezug
auf die Biodiversität, den Wasserhaushalt und den Boden
sowie auf eine Verstärkung der Flächenkonkurrenz (SRU
2011d, S. 55; 2007; SCHÜMANN et al. 2010; DOYLE
et al. 2007; NITSCH et al. 2008; WBGU 2009; THRÄN
et al. 2011).

Während das Projekt einer nachhaltigen Energiebasis der
Wirtschaft bereits Konturen annimmt, kann dies von der
Erhaltung anderer natürlicher Ressourcen, insbesondere
der biologischen Vielfalt, noch nicht gesagt werden. Es
wird also darauf ankommen, die Transformationsagenda
auch auf andere Schutzgüter zu erweitern, insbesondere
um solch Problem verlagernde Strategien zu vermeiden,
die Klimaschutz auf Kosten anderer Naturgüter betreiben
(WESTLEY et al. 2011; für Interdependenzen:
MACLEAN et al. 2010). Wichtige weitere zentrale Hand-
lungsbereiche, die in diesem Gutachten behandelt wer-
den, sind die Rohstoffbewirtschaftung (Kap. 2), die Ver-
kehrspolitik (Kap. 4 und 5) sowie vor allem die
nachhaltige Bewirtschaftung verschiedener bedeutsamer
Ökosysteme (Kap. 6 und 7). Auch eine Politik, die einen
nachhaltigeren Konsum fördert, sollte hierzu gezählt wer-
den. Überall lassen sich Handlungsstrategien entwickeln,
die den ökonomischen Nutzungsdruck auf wertvolle und
zum Teil funktionsgefährdete Ökosysteme entscheidend
vermindern können. 

88. Innovationskapazitäten liegen in einer freien Markt-
wirtschaft vor allem im Privatsektor. Aus diesem Grunde
ist dieser auch ein Schlüsselakteur, der mobilisiert werden
muss, um Wege zu einem nachhaltigeren Entwicklungs-
pfad einzuschlagen (ALLENBY 1994). Es besteht aller-
dings auch die Möglichkeit, dass technologische Innova-
tionen eher Teil des Problems als seiner Lösung sind
(WESTLEY et al. 2011; van der LEEUW 2010). Unter-
nehmen sind zu ständiger Innovation angehalten, um im
Wettbewerb gegenüber ihren Konkurrenten zu bestehen.
Es gilt nun, diese Innovationskraft sich dort entfalten zu
lassen, wo sie entweder keinen negativen Einfluss auf die
Umwelt hat oder Lösungen zu den Herausforderungen ei-
ner nachhaltigen Wirtschaft bieten kann.

Radikale Innovation und breitere technologische Durch-
brüche sind oftmals Antworten auf ökonomisch oder poli-
tisch ausgelöste Verknappungssituationen (AYRES und
WARR 2010, mit zahlreichen historischen Beispielen).
Regulierung, die einen Rahmen für privatwirtschaftliches
Handeln bildet, kann demnach also, anders als häufig von
den betroffenen Akteuren zunächst wahrgenommen, ein
Innovationsmotor sein. Damit verbunden sind durchaus
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auch ökonomische Chancen. In manchen Bereichen wer-
den ökologische Investitionen (z. B. für erneuerbare
Energien, Gebäudesanierung, Infrastruktur und Netze) so
stark wachsen müssen, dass sie – zumindest für eine
Übergangszeit – ein weiteres, aber die Umwelt entlasten-
des Wachstum des BIP generieren werden (BLASCH
et al. 2010; JAEGER et al. 2009; UNEP 2010).

89. Um diese Möglichkeiten ausnutzen zu können, muss
allerdings eine aktive Strukturpolitik zur Stärkung nach-
haltiger Technologiepfade betrieben werden (z. B. der
Elektrizitätsversorgung, vgl. SRU 2011d). Ein aktivieren-
der Staat rechtfertigt sich vor allem wegen der marktinhä-
renten Innovationsbarrieren. WESTLEY et al. (2011) se-
hen vor allem im „ingenuity gap“, der zeitlichen
Verzögerung zwischen Angebot und Nachfrage techni-
scher Lösungen, eine Herausforderung. Grund ist eine ge-
wisse Pfadabhängigkeit bei Innovationen, die zu stetigen
inkrementellen Verbesserungen, nicht aber zu fundamen-
tal neuen Entwicklungen führt. Diese Pfadabhängigkeiten
sind auch einer der Gründe, warum die OECD (2011a)
vor zu niedriger wirtschaftlicher Rentabilität und zu ge-
ringer Aneigenbarkeit der Renditen von grünen Investi-
tionen warnt. Angestoßen werden müssen weitreichende
institutionelle Veränderungen – sowohl top-down durch
staatliche Rahmenbedingungen als auch bottom-up durch
Lernprozesse (WESTLEY et al. 2011).

Es wird deutlich, dass eine flankierende politische Steue-
rung nicht nur aufgrund von Marktversagen im Zusam-
menhang mit externen Effekten gerechtfertigt ist (SRU
2008, S. 86 ff.; JÄNICKE 2008; 2010a). Vielmehr zeigt
die OECD-Studie, dass auch eine Reihe von Marktun-
vollkommenheiten als Investitionshemmnis fungiert
(Abb. 1-3). In Industrienationen, in denen Umweltpolitik
weit vorangeschritten ist, ist diese Stellschraube entschei-
dend.

Der „ensuring state“ (GIDDENS 2009, S. 69) definiert
sich vor allem durch die staatliche Letztverantwortung für
das Einhalten von Umweltzielen, die sich an ökologi-
schen Grenzen orientieren, für deren Monitoring und für
die Entwicklung von zielführenden Prozessen zu ihrer in-
stitutionellen Verankerung. Innerhalb der gesetzten Leit-
planken gelten aber die Regeln des freien Marktes, eine
gezielte Allokation der begrenzten Ressourcen findet
nicht statt. Ziel ist es, umfangreiche private Investitionen
anzureizen, die zum Teil auch entgegen vorherrschenden
Markttrends die Transformation von Produktionsprozes-
sen und Infrastrukturen stimulieren. Gleichzeitig darf Re-
gulierung aber nicht zu weiteren Unsicherheiten führen,
sondern muss die ökologischen Grenzen, innerhalb derer
sich die Wirtschaft frei entfalten kann, langfristig klar
festlegen. 

A b b i l d u n g  1 - 3

Markthemmnisse für grünes Wachstum

Quelle: OECD 2011a, S. 6, basierend auf HAUSMANN et al. 2008, eigene Übersetzung
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1.6.3 Lebensqualität unabhängig von 
Wachstum verbessern

90. Es gibt gute Gründe davon auszugehen, dass sich
selbst bei Ausnutzung aller Potenziale einer ökologischen
Transformation langfristig Grenzen für das Wirtschafts-
wachstum ergeben werden (Tz. 72). Aus diesem Grunde
ist es wichtig, frühzeitig eine konzeptionelle Debatte zu
beginnen, wie gesellschaftliche Stabilität auch ohne
Wachstum oder mit sehr niedrigen Wachstumsraten erhal-
ten werden kann. Letztlich bedeutet dies, dass Wege ge-
sucht werden, wichtige gesellschaftspolitische Ziele und
ein hohes Maß an Lebensqualität auch bei sehr niedrigen
Wachstumsraten zu erreichen. Folgende Bereiche müssen
dabei betrachtet werden: 

– Messung von Wohlfahrt,

– Entschärfung von Verteilungskonflikten,

– Sicherung der Beschäftigung,

– Investitionen in einer wachstumsunabhängigen Wirt-
schaft und

– Finanzierung von Staatsausgaben und Sozialsystemen.

Es existieren erste Überlegungen zu der Ausgestaltung ei-
ner Postwachstumsgesellschaft (JACKSON 2009a;
HOLZINGER 2010; SEIDL und ZAHRNT 2010b), es
besteht aber Bedarf an weiterer Auseinandersetzung mit
den Herausforderungen, denen sich eine Gesellschaft
ohne Wachstum stellen muss. 

Im Folgenden werden erste Lösungsansätze für die oben
genannten Bereiche skizziert, die näher analysiert und
weiterentwickelt werden müssen. Wichtig ist, dass sich
zentrale Akteure aus Wissenschaft und Politik, etwa die
großen Wirtschaftsforschungsinstitute, politische Par-
teien, Arbeitgeber und Gewerkschaften, mit diesen Fra-
gen auseinandersetzen. Staatliche Institutionen sollten
diesen Prozess unterstützen, indem sie entsprechende
Forschungsprogramme auflegen, Projekte ausschreiben
und vergeben und gesellschaftliche Diskussionsprozesse
initiieren. 

Wohlfahrtsmessung

91. Wenn Wohlfahrtssteigerung nicht mehr in erster Li-
nie durch Wirtschaftswachstum erreicht werden kann
oder soll, ist zunächst ein differenzierteres Verständnis
von Wohlfahrt notwendig. Wohlfahrt ist als ein Maß des
Wohlbefindens bzw. der Lebensqualität einer Bevölke-
rung zu verstehen. Während ein gewisser materieller
Wohlstand ein zentraler Faktor hoher Lebensqualität ist,
so werden ab einem bestimmten Einkommensniveau eine
Reihe anderer Indikatoren wie Gesundheit, Bildung, Na-
tur, Freundschaften oder sozialer Status insbesondere in
reichen Industrienationen immer bedeutender. Das Eas-
terlin-Paradox (EASTERLIN 1974) beschreibt diesbe-
züglich das Phänomen, dass ein steigendes Pro-Kopf-Ein-
kommen wenig Einfluss auf das subjektiv empfundene
Wohlbefinden einer Bevölkerung hat. Während sich in
der führenden Wirtschaftsmacht USA zum Beispiel seit
1950 das Pro-Kopf-Einkommen verdreifacht hat, hat sich

der Anteil der Bevölkerung, der sich als sehr glücklich
empfindet, kaum erhöht und ist seit 1970 sogar leicht
gesunken (für Statistiken mehrerer Länder vgl.
VEENHOVEN 2012). Aus diesen Ergebnissen lässt sich
schließen, dass eine reine Fokussierung auf Wirtschafts-
wachstum nicht das prioritäre politische Ziel einer Regie-
rung sein sollte. Andere Faktoren wie soziale Ausgewo-
genheit in der Bevölkerung, saubere und intakte Umwelt,
ein funktionierendes Gesundheitssystem und kulturelle
Bildungsmöglichkeiten sind mindestens ebenso wichtig.

Dass das BIP selbst kein adäquates Maß für gesellschaft-
liche Wohlfahrt ist, ist weitgehend unstrittig. Defensive
Ausgaben zur Beseitigung von Umweltschäden oder so-
zialen Missständen bedeuten Wohlstandsverluste, sie ge-
hen aber positiv in die Berechnung des BIP ein. Die
herausragende Bedeutung, die dem BIP als Wohlstandsin-
dikator in der öffentlichen Präsentation und Wahrneh-
mung zukommt, ist zudem nicht gerechtfertigt, da es viele
relevante politische Ziele, wie nachhaltige Entwicklung
oder sozialen Zusammenhalt, nicht abbildet
(PENNEKAMP 2011, S. 14).

92. Über alternative Methoden und Indikatoren zur
Wohlstandsmessung wird national und international breit
debattiert (für Übersichten s. PENNEKAMP 2011,
S. 16 ff.; POLLITT et al. 2010, S. 59 ff.; BANDURA
2008; Europäische Kommission 2007, factsheets). Dabei
dreht sich eine zentrale Kontroverse darum, ob sich alter-
native Messmethoden auf aggregierte Indizes (beispiels-
weise ein um ökologische und soziale Faktoren korrigier-
tes BIP) oder auf einen breiteren Satz von Indikatoren
stützen sollen. Disaggregierte Indikatorensätze werden in
einigen aktuellen Publikationen empfohlen, weil sie
transparenter sind und die Problematik der Aggregation
vermeiden (SVR und CAE 2010; STIGLITZ et al. 2009;
BACHMANN und STEUWER 2010). Eine Vielzahl von
Indikatoren wird jedoch bereits erhoben und verwendet
(z. B. in politischen Strategieprozessen; vgl. Kap. 11.3),
ihr Bekanntheitsgrad und ihre Bedeutung als Orientie-
rungsgröße für die Politik sind jedoch im Vergleich zum
BIP gering. Aggregierte monetäre Indizes können im Ver-
gleich zu disaggregierten Indikatorensätzen eine größere
kommunikative Kraft entfalten, da sie dem BIP direkt ge-
genübergestellt werden können (DIEFENBACHER und
ZIESCHANK 2009). Daher erscheint es sinnvoll, beste-
hende Ansätze zu einem robusten, in der Fachwelt aner-
kannten Leitindikator auszubauen. 

Ein vielversprechender Ansatz für eine aggregierte alter-
native Messmethode ist der nationale Wohlfahrtsindex
(NWI) (DIEFENBACHER und ZIESCHANK 2009).
Ausgangsgröße des NWI ist der private Verbrauch, eine
zentrale Komponente des traditionellen BIP. Aufgrund
der Annahme, dass zusätzliches Wachstum des privaten
Verbrauchs gesamtgesellschaftlich umso weniger zur
Steigerung der Wohlfahrt beiträgt, je ungleicher die Ein-
kommen verteilt sind, wird der private Verbrauch mit ei-
nem Index der Einkommensverteilung gewichtet (ebd.).
Zusätzlich werden ausgewählte, vom BIP nicht erfasste
wohlfahrtsstiftende Komponenten hinzuaddiert (z. B. un-
bezahlte Hausarbeit und ehrenamtliches Engagement).
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Abgezogen werden Komponenten, die als wohlfahrtsmin-
dernd angesehen werden (z. B. Kosten von Verkehrsun-
fällen und von Umweltbelastung). Schließlich werden
Korrekturen in Bezug auf das zeitliche Auseinanderfallen
von Ausgaben und Nutzen sowie im ökonomischen Be-
reich (z. B. Nettokapitalausstattung) vorgenommen. Auf-
grund der Vergleichbarkeit der Kerngrößen kann der Ver-
lauf des NWI direkt mit dem des BIP verglichen werden.
Gleichzeitig können auch die einzelnen Variablen, die in
den NWI einfließen, separat dargestellt werden, sodass
ihr jeweiliger Einfluss transparent bleibt.

Der SRU ist der Auffassung, dass – aufbauend auf beste-
henden Vorarbeiten – die Bundesregierung im nächsten
Schritt das Statistische Bundesamt beauftragen sollte,
eine robuste und standardisierte Methode für einen aggre-
gierten Wohlfahrtsindex zu erarbeiten. Dieser sollte dann
– wie das BIP – regelmäßig an prominenter Stelle veröf-
fentlicht, in seinen Komponenten bewertet und diskutiert
werden. Dabei bietet sich auch eine Verwendung im Rah-
men der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie an. 

Die Nutzung eines standardisierten Wohlfahrtsindex
macht dabei allerdings keinesfalls die Weiterentwicklung
relevanter Einzelindikatoren überflüssig. Hier ist es wich-
tig, neben den Indikatoren für monetäre Stromgrößen
auch Indikatoren weiterzuentwickeln und zu erheben, die
den Vermögensstand für Natur- und Sozialkapital syste-
matisch abbilden (STIGLITZ et al. 2009).

Verteilungskonflikte 

93. In einer Wirtschaft, in der das Steueraufkommen
und das BIP wachsen, kann zwar sozialer Ausgleich ohne
absolute Einbußen bestimmter Gruppen organisiert wer-
den, Verteilungskonflikte in Industrienationen finden aber
insbesondere in Form eines Wettbewerbs um Statusgüter
statt und lassen sich durch Wirtschaftswachstum nicht
vollständig vermeiden. Unabhängig vom zukünftigen
Wachstum einer Volkswirtschaft müssen demnach Kon-
zepte entwickelt werden, die diesen Wettbewerb zähmen.
HIRSCH (1980) hat diesbezüglich in seinem grundlegen-
den Buch über die „sozialen Grenzen“ des Wachstums
bereits zahlreiche Vorschläge gemacht (vgl. Ab-
schn. 1.5.2). Zu den wesentlichen von ihm vorgeschlage-
nen Ansätzen gehören: 

– verminderte Prämien auf Statusgüter (z. B. durch öf-
fentlichen Zugang zu exklusiven Grundstücken),

– Dämpfung des positionalen Wettbewerbs (z. B. flache
Hierarchien),

– Neuordnung der Einkommens- und Vermögensvertei-
lung (z. B. gesellschaftlich akzeptiertes Verhältnis von
Spitzen- und Durchschnittsverdiensten),

– Verminderung der Attraktivität positionaler Arbeits-
stellen (z. B. Transparenz über Zeit- oder Mobili-
tätsanforderungen).

Manche solcher Ansätze finden sich auch in der neueren
wachstumskritischen Literatur. Im Fokus steht dort die
Einkommensverteilung. Je stärker die Einkommensun-
gleichheit ist, desto stärker wird der Wettbewerb um Sta-

tusgüter auf immer höherem Niveau angeregt, ohne dass
es zur Befriedung kommt. Ein gesellschaftlicher Konsens
zur Begrenzung exzessiver Einkommensungleichheit
kann deshalb als eine Voraussetzung für Nachhaltigkeit
bzw. mehr Wachstumsunabhängigkeit gesehen werden
(DALY 2009; SCHERHORN 2010; JACKSON 2009a;
WILKINSON und PICKETT 2010). Zusätzlich kann die
Verminderung der Ungleichheit einen Beitrag zur Erhö-
hung der durchschnittlichen Lebensqualität leisten. Kon-
krete Vorschläge beziehen sich auf eine Festlegung von
Minimal- und Maximaleinkommen, Grenzen für das Ver-
hältnis zwischen höchstem und niedrigstem Einkommen
in einem Unternehmen (DALY 2009) oder mehr Arbeit-
nehmerbeteiligung an Unternehmen (WILKINSON und
PICKETT 2010). Zu bedenken ist bei all diesen Vorschlä-
gen, dass das Verhältnis von Einkommensverteilung zu
Wachstum wissenschaftlich nicht eindeutig geklärt ist, es
gibt durchaus ernst zu nehmende Hinweise, dass entge-
gen der weitverbreiteten Auffassung stärkere gesell-
schaftliche Ungleichheit auch zu einem Wachstumshin-
dernis werden kann (HELPMAN 2004, S. 90 f.).
Entsprechend ist auch vorstellbar, dass gerade eine stär-
kere Umverteilung zugunsten des ärmeren Fünftels der
Bevölkerung wachstumsförderlich ist (KENWORTHY
2011b, S. 96 f.).

Auch konventionelle Forderungen nach höherer Besteue-
rung von Erbschaften und hohen Vermögen und Einkom-
men werden erhoben (SCHERHORN 2010; BOFINGER
2010). Hierdurch können private Ersparnisse investiven
Zwecken zugeführt werden, beispielsweise um mehr ge-
sellschaftsnahe Dienstleistungen zu finanzieren oder ei-
nen gerechteren Zugang zu Bildungschancen und Infra-
strukturen zu ermöglichen (aus dem MOORE et al. 2010;
REUTER 2010).

Die Auswirkungen einer Verschlechterung der Einkom-
mensposition können zudem durch flankierende Maßnah-
men abgemildert werden. Gesellschaftliche Diskussio-
nen um die Inhalte eines neuen Wohlfahrtsmaßes (Tz. 92)
können neue Konzepte gegenüber einer allein an Arbeit
und materiellen Gütern orientierten Zufriedenheit entwi-
ckeln.

Beschäftigung

94. Einer der wesentlichen Gründe, dass die Politik auf
das Wachstumsziel setzt, ist die Vorstellung, dass Wachs-
tum hilft, die Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Im Allgemei-
nen wird davon ausgegangen, dass das Wirtschaftswachs-
tum einen bestimmten Wert erreichen muss, damit bei
unveränderter durchschnittlicher Lebensarbeitszeit auch
die Beschäftigung steigt („Beschäftigungsschwelle“). In
einer nicht wachsenden Wirtschaft würde die Zunahme
der Arbeitsproduktivität, also die pro Arbeitseinheit er-
wirtschaftete Einheit BIP (bei ansonsten gleichbleibenden
Bedingungen), zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit
führen. 

Auswege können zum einen in einer Begrenzung des Ar-
beitsangebots liegen, was vor allem durch eine Verringe-
rung der Wochen- bzw. Lebensarbeitszeit erreichbar wäre
(JACKSON 2009a; SCHERHORN 2010; SCHOR 2010).
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SCHOR (2010) zeigt, dass seit dem Beginn der Industria-
lisierung eine Verkürzung der jährlichen Arbeitszeit pro
Person in den USA und anderen Industrieländern dazu
beigetragen hat, Arbeitslosigkeit zu vermeiden – und
nicht der gesamte Produktivitätszuwachs durch Wachs-
tum aufgefangen wurde. In ersten Szenariostudien, die ei-
nen Übergang zu einer stabilen nicht-wachsenden Wirt-
schaft erreichen, ist die Verringerung der formalen
Arbeitszeit eine relevante Stellschraube (VICTOR und
ROSENBLUTH 2007; RASKIN et al. 2010). Kürzere
Arbeitszeiten können durchaus als wohlstandssteigernd
verbucht werden, sofern Wohlstand nicht nur als Einkom-
men, sondern auch als Lebens- und Umweltqualität defi-
niert wird. Soziale Aspekte müssen dabei aber beachtet
werden. Eine verkürzte Arbeitszeit darf nicht zu Einkom-
mensverlusten führen, die sozial schwächere Schichten
der Bevölkerung in die Armut treibt. Zudem müsste ge-
währleistet sein, dass die Reduzierung der Arbeitszeit
entsprechend verteilt wird. 

Hierbei ist allerdings zu beachten, dass in der Zukunft
auch aufgrund des demografischen Wandels ein Überan-
gebot an Arbeit nicht in allen Qualifikationsfeldern glei-
chermaßen zu finden sein wird, sodass solche Maßnah-
men flexibel sein müssen. HÖPFLINGER (2010)
argumentiert, dass zur Finanzierung der Alterssicherungs-
systeme in einer nicht wachsenden Wirtschaft (gerade an-
gesichts des demografischen Wandels) eine Ausweitung
der formellen und informellen Lebensarbeitszeit nach
oben („produktives Alter“) notwendig werden wird. 

Der Anstieg der gesamtgesellschaftlichen Arbeitsproduk-
tivität lässt sich verringern, ohne dass die Innovationstä-
tigkeit einer Industrie begrenzt werden muss, die sich in
der internationalen Arbeitsteilung behaupten muss. Be-
reits eine stärkere Ausrichtung privaten und staatlichen
Konsums auf arbeitsintensiver hergestellte Güter (z. B.
Bioprodukte, Qualitätsprodukte) und Dienstleistungen
(z. B. Bildung, Kinderbetreuung und Pflege) erhöht die
Arbeitsintensität, die als Arbeitseinsatz bezogen auf das
BIP gemessen wird. Wenn es zunehmend der Einsatz der
menschlichen Arbeitskraft ist, der den Wert schafft, kann
die Arbeitsproduktivität in diesen Sektoren nur innerhalb
enger Grenzen gesteigert werden, ohne die Qualität der
Leistung zu reduzieren (JACKSON 2009a, S. 132 f.).

Eine Änderung der Besteuerungsgrundlage, die nicht wie
heute die Unternehmen bestraft, die arbeitsintensiv pro-
duzieren, kann zudem die relative Vorzüglichkeit arbeits-
sparenden technischen Fortschritts verringern. Hier lässt
sich auch durch den Einsatz von Steuern auf Umwelt- und
Materialverbrauch eine Win-win-Situation erzielen. Vor-
und Nachteile verschiedener Konzepte sollten hier näher
geprüft werden. Ziel eines Umbaus des Steuersystems
muss es auf jeden Fall sein, Arbeit zu entlasten und Ener-
gie- und Umweltverbrauch zu belasten. 

Investitionen in einer wachstumsunabhängigen 
Wirtschaft

95. In Kapitel 1.5 wurde bereits die Krisenanfälligkeit
marktwirtschaftlicher Systeme angesprochen, die im We-
sentlichen auf den Rentabilitätserwartungen privater In-

vestitionen beruht. Niedriges Wachstum und entspre-
chend geringe Absatzerwartungen können eine
Abwärtsspirale aus sinkender Investitionsneigung und
Einkommen zur Folge haben (Tz. 76). 

Im Gegensatz zu privaten Investitionen sind staatliche In-
vestitionen nicht auf eine Mindestrentabilität angewiesen
und deshalb weniger anfällig für krisenhafte Prozesse.
Voraussetzung ist dabei allerdings, dass es sich um pro-
duktive Zukunftsinvestitionen handelt, die zwar wertge-
schätzt, aber privat nicht in gleichem Maße mobilisierbar
sind (z. B. Bildung, Infrastrukturen) (PAQUÉ 2010,
S. 205). Dabei muss der Bewertungsmaßstab aber deut-
lich breiter sein, als eine rein ökonomische Rentabilitäts-
betrachtung (PRIEWE und RIETZLER 2010).

Staatliche oder durch Anreize und Vorgaben ausgelöste
private Investitionen werden notwendig sein, wenn der
Umbau des Wirtschaftssystems auf nachhaltigere Struktu-
ren erfolgreich sein soll. Nach unterschiedlichen Schät-
zungen wird allein ein anspruchsvoller Klimaschutz die
Investitionsquote in der EU um 1 bis 4 % des BIP stei-
gern können (Europäische Kommission 2011b; JAEGER
et al. 2011). Investitionen können dazu dienen, notwen-
dige Infrastrukturen aufzubauen, oder auch verstärkt in
Naturkapital, also beispielsweise in die Erhaltung von
Ökosystemen oder „kultiviertes“ natürliches Kapital wie
bewirtschaftete Wälder und Viehbestände, fließen
(DALY 1996, S. 80; ähnlich POLLITT et al. 2010, S. 78;
HELM 2010). SCHERHORN (2010) spricht von „Rein-
vestition in Gemeingüter“. Auch die UNEP (2011) betont
in ihrem Ansatz für eine grüne Wirtschaft die deutliche
Steigerung von Investitionen in die Erhaltung des Natur-
kapitals. Bei einem solchen Ansatz muss sich laut
JACKSON (2009a) auch die „Ökologie des Investierens“
selbst ändern: Ökologische Investitionen können niedri-
gere Renditeraten und längere Renditezeiträume aufwei-
sen und sind von einem konventionellen Standpunkt aus
gesehen möglicherweise weniger „produktiv“. Ähnliches
könnte für verstärkte Investitionen in öffentliche Güter
gelten, wie beispielsweise in den Bereichen öffentlicher
Personenverkehr, Bildung, Pflege und Gesundheit
(REUTER 2010). Hinsichtlich der staatlichen Nettoinves-
titionen in solche öffentlichen Güter ist Deutschland je-
doch im europäischen Vergleich Schlusslicht und besaß
zeitweise sogar eine negative Nettoinvestitionsquote
(PRIEWE und RIETZLER 2010, S. 20). Dies ist zum Teil
auch auf die prekäre Finanzsituation der Kommunen zu-
rückzuführen.

Allerdings sind staatliche Investitionen auf Staatseinnah-
men angewiesen. Bei schrumpfendem Volkseinkommen
nehmen im Wesentlichen auch Einkommen und auf Wert-
schöpfung basierende Staatseinnahmen notwendiger-
weise ab. Sie werfen damit das Thema der Staatsfinanzie-
rung auf. Ein solcher Ansatz führt letztlich zu einer
stärkeren Verwendung des erwirtschafteten Einkommens
für öffentliche statt für private Güter und damit zu einer
Zunahme der Staatsquote. Eine große Herausforderung
liegt darin, hierfür die notwendige breite gesellschaftliche
Unterstützung zu gewinnen. 
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Finanzierung von Staatsausgaben und Sozialsystemen

96. Die Finanzierung des Staatshaushaltes hängt we-
sentlich von der Höhe der Steuereinnahmen ab. Im inter-
nationalen Vergleich gibt es keinen Hinweis darauf, dass
die Höhe der Steuerquote – zumindest in der beobach-
teten großen Spannbreite – Auswirkungen auf die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit eines Landes hat
(KENWORTHY 2011a). Es gibt durchaus sehr dyna-
misch wachsende Länder mit einer sehr hohen Steuer-
und Abgabenquote. Dessen ungeachtet wird eine – aus
welchen Gründen auch immer – gering wachsende Wirt-
schaft ohne eine wachsende Staatsquote kaum sozialver-
träglich gestaltbar sein.

Gleichwohl gilt die deutsche Finanzierungsstruktur des
Sozialstaates mit einem überdurchschnittlich hohen
Lohnnebenkostenanteil und einem relativ geringen Anteil
der Einkommensbesteuerung im internationalen Ver-
gleich insbesondere beschäftigungspolitisch als ungünstig
(KENWORTHY 2011b, S. 85; BOFINGER 2010,
S. 169 f.; JARASS 2010) und ist entsprechend aus vielen
Gründen korrekturbedürftig. Einkommensbezogene Steu-
ern sind in den letzten Jahrzehnten – insbesondere man-
gels effektiver internationaler Koordinierung zur Schlie-
ßung von Steuerparadiesen – kontinuierlich reduziert
worden, indirekte Steuern trotz ihrer eher regressiven
Wirkungen erhöht worden (SCHARPF 2006;
GENSCHEL und ZANGL 2007).

Solche Fragen einer effektiven Sicherung der Einnahmen
für Staatshaushalt und Sozialversicherungssystem und ih-
rer Struktur in einer europäisch integrierten und global
verflochtenen Volkswirtschaft sind im Kontext einer
schwach wachsenden Volkswirtschaft dringlicher zu klä-
ren, als bei hohen Wachstumsraten.

Ebenfalls einer differenzierten Betrachtung bedarf das
Thema Staatsverschuldung. Zunächst ist festzuhalten,
dass eine Verschuldung bei einem Zinssatz, der dauerhaft
über dem Einnahmewachstum des Staates liegt, zu einer
immer höheren Schuldenquote führt. Gerade wenn der
Anteil der Staatsverschuldung am Bruttosozialprodukt
bereits hoch ist, führt diese ohne Wirtschaftswachstum in
eine bedenkliche Schuldenspirale. 

Zugleich ist ein schneller Abbau der Staatsverschuldung
nicht in jeder volkswirtschaftlichen Situation sinnvoll
(SCHARPF 2011; BOFINGER 2010; von Weizsäcker:
Das Janusgesicht der Staatsschulden, FAZ.NET vom
5. Juni 2010). Wie eine gleichermaßen sozialverträgliche,
konjunkturneutrale Rückführung der Staatsverschuldung
bei Wahrung der staatlichen Handlungsfähigkeit gelingen
kann, ist zweifelsohne eine der zentralen zu klärenden
Herausforderungen in einer Postwachstumsökonomie.
Allzu rigide institutionelle Vorgaben, die ohne Rücksicht
auf volkswirtschaftliche oder gesamteuropäische Zusam-
menhänge zu einem ausgeglichenen Haushalt zwingen
(SEIDL und ZAHRNT 2010a), könnten dabei eher kon-
traproduktiv sein. 

Ein weiteres Problem ergibt sich für die Sozialversiche-
rungssysteme, insbesondere der Rentensysteme, das
durch den demografischen Wandel noch verstärkt wird

(HÖPFLINGER 2010). Der Anteil am Volkseinkommen,
der für Renten und Pensionen ausgegeben werden muss,
steigt. Ohne Wachstum führt dies zu einem geringeren
Nettoeinkommen der Erwerbstätigen. Diese sind zwar in
der Summe auch weniger mit Kosten für die Erziehung
und Ausbildung von Nachkommen belastet, dennoch
wird es aller Wahrscheinlichkeit nach Widerstände gegen
hohe Abzüge vom Bruttogehalt geben. Gleichzeitig ver-
teuert diese Entwicklung unter dem heutigen System der
Finanzierung der Sozialsysteme die relativen Arbeitskos-
ten und erhöht damit die Vorteile arbeitssparenden techni-
schen Fortschritts. Wie die Sozialsysteme zukunftsfähig
gemacht werden können, ist dauerhaft Gegenstand von
Forschung und politischer Diskussion. Wie sie unabhän-
gig vom Wachstum gemacht werden können, sollte in
diese Arbeiten als zentrale Fragestellung integriert wer-
den. 

1.6.4 Herausforderungen für die ökonomische 
Theorieentwicklung 

97. Die Weiterentwicklung ökonomischer Theorien und
ihre Vermittlung an deutschen Schulen und Hochschulen
sollten sich verstärkt mit den ökologischen Grenzen des
Wachstums und ihrer Bedeutung für Ziele und Strukturen
des Wirtschaftens auseinandersetzen. 

Diese Diskussion steht bislang zumindest im wirtschafts-
wissenschaftlichen Mainstream überwiegend noch aus.
Aktuelle Standardlehrbücher zur ökonomischen Wachs-
tumstheorie (AGHION und HOWITT 2009; BARRO und
SALA-I-MARTIN 2004; ROMER 2012) setzen sich
nicht angemessen mit den naturwissenschaftlichen Er-
kenntnissen zu physischen Grenzen des Wachstums aus-
einander. Grundsätzliche theoretische Überlegungen zu
den Möglichkeiten und Grenzen des Wachstums und der
Stabilität des ökonomischen Systems bei einer immer
stärker werdenden Belastung der Natur, die auf das Wohl-
befinden der Wirtschaftssubjekte und die Funktionsfähig-
keit der Wirtschaft zurückwirkt, fehlen. 

Zwar haben die Umwelt- und Ressourcenökonomie sowie
die ökologische Ökonomie dazu beigetragen, der mate-
riellen Basis der Wirtschaft wieder größere Beachtung zu
verschaffen, allerdings bestehen auch hier noch große
Defizite. So stellt die ökologische Ökonomie keine um-
fassende makroökonomische Theorie bereit und kann
keine befriedigenden Aussagen darüber treffen, wie sich
ökologisch bedingte Restriktionen auf die wirtschaftliche
Dynamik auswirken und ob bzw. unter welchen Bedin-
gungen ein makroökonomisch möglichst krisenfreier
Übergang vorstellbar ist (KRONENBERG 2010,
S. 1492). In der aktuellen Literatur sind bisher nur erste
Ansätze einer solchen ökologischen Makroökonomie
oder Forderungen nach deren Entwicklung zu erkennen
(SCHOR 2010; JOHNSON 2010; MIEGEL 2010; JACK-
SON 2009a; VICTOR 2008; FITOUSSI und LAURENT
2008).

Die bislang in der Umweltökonomie vorherrschende
Fokussierung auf einzelne begrenzte Ressourcen und
Umweltprobleme sollte erweitert werden, da sie nicht
mehr dem Stand der naturwissenschaftlichen Forschung
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zu den Grenzen des Wachstums entspricht. Stattdessen
müssen verstärkt Systemzusammenhänge berücksichtigt
und ökologische Grenzen als ein multidimensionales Pro-
blem behandelt werden. Der SRU empfiehlt in diesem
Zusammenhang:

– Die Frage, wieweit sich Umweltbelastungen durch
umwelttechnische Innovation vom Wachstum entkop-
peln lassen und wieweit Wachstum durch die Be-
grenztheit natürlicher Ressourcen beschränkt wird,
sollte verstärkt empirisch, in Zusammenarbeit mit den
Naturwissenschaften und unter Berücksichtigung von
Verlagerungseffekten zwischen verschiedenen ökolo-
gischen Problemen untersucht werden. 

– Künftig sollte zudem die Frage nach der Substituier-
barkeit zwischen erneuerbaren und nicht-erneuerba-
ren Ressourcen eine größere Bedeutung erlangen. Die
maximale nachhaltige Nutzungsrate erneuerbarer Res-
sourcen (bzw. von Senken für Umweltverschmutzung)
wird dann entscheidend für das maximal erreichbare
Wachstum bzw. die dauerhaft erreichbare physische
Größe der Ökonomie (AGHION und HOWITT 2009,
S. 382; DUJMOVITS 2009, S. 18; JONES 2002). Vo-
raussetzung für derartige Untersuchungen ist entspre-
chend ein differenzierterer Umgang mit dem Begriff
des Kapitals, der neben menschengemachtem Produk-
tionskapital auch die verschiedenen Arten von Natur-
kapital berücksichtigt und die jeweilige Bedeutung für
den Produktionsprozess realistisch beschreibt. 

– Nicht zuletzt verdient auch in der Wirtschaftswissen-
schaft der Umgang mit Unsicherheit und Risiko eine
höhere Aufmerksamkeit. Während sich die Umwelt-
wissenschaft zunehmend auf den Umgang mit Unsi-
cherheit, Wahrscheinlichkeiten und nicht-linearen Er-
eignissen konzentriert, bleibt die ökonomische
Theorie zu einem hohen Grad deterministisch. „Least
risk planning“ könnte zunehmend an die Seite von
„least cost planning“ treten (JOHNSON 2010, S. 9).

1.7 Schlussfolgerungen

98. Nachhaltiges Wirtschaften setzt die Einhaltung öko-
logischer Grenzen voraus. Grenzüberschreitungen führen
nicht nur zu irreversiblen ökosystemaren Schäden, sie un-
terminieren auch die ökonomischen Grundlagen und wer-
den damit auch langfristig auf wirtschaftliche Entwick-
lungsmöglichkeiten zurückwirken. Das Respektieren von
ökologischen Grenzen ist damit Langfristökonomie. 

So unbestreitbar die Tatsache ist, dass ökologische Gren-
zen bestehen, so problematisch ist ihre konkrete Bestim-
mung. Aus Sicht des SRU kann der Begriff der „ökologi-
schen Grenzen“ nicht rein naturwissenschaftlich
verstanden werden, sondern enthält immer auch eine nor-
mative Komponente. Grenzen stehen immer in Bezug zu
dem, was man vermeiden oder erreichen möchte und ent-
halten ein Vorsorgeelement. So bedarf es für die Grenzbe-
stimmung einer wissenschaftlich fundierten Diskussion
darüber, welche Arten von Risiken man lieber vermeiden
möchte und wie stark die notwendigen Sicherheitsab-
stände sein sollen. Einem demokratischen politischen
Willensbildungsprozess sollte auch die Bestimmung des-

sen unterliegen, was man als faire nationale Nutzungs-
rechte bei der Inanspruchnahme global begrenzter Ge-
meinschaftsgüter betrachtet. In diesem Sinne bedarf es
einer engen Verzahnung wissenschaftlicher Information
und demokratisch legitimierter, politischer Zielbildung,
zum Beispiel nach dem Vorbild des IPCC in der Klima-
diskussion. 

Unverzichtbar und alternativlos für ein Wirtschaften in-
nerhalb sicherer planetarischer Grenzen ist eine techni-
sche Innovationsstrategie, die einerseits auf Ressour-
ceneffizienz setzt und damit den Bedarf von Energie und
Material für die Produktion von Gütern und Dienstleis-
tungen vermindert, und andererseits den weiterhin hohen
und notwendigen Energie- und Materialeinsatz in mög-
lichst umweltverträglicher Weise herstellt (vgl. Kap. 2
und 4). Eine solche Innovationsstrategie, die eine abso-
lute Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Natur-
verbrauch bewirkt, wird nicht nur mit der Transformation
großer Infrastrukturen und Produktionssysteme, sondern
auch mit einem Wandel von Konsum- und Lebensstilen
einhergehen müssen.

Gleichwohl gibt es ernst zu nehmende Hinweise darauf,
dass auf Dauer die Einhaltung ökologischer Grenzen
selbst bei einer denkbar radikalen Entkopplungs- und
Substitutionsstrategie nicht mit Wirtschaftswachstum
vereinbar sein könnte. Aus Gründen der Vorsorge sollten
daher Politik, Gesellschaft, Wissenschaft und Ökonomie
sich auf diese Möglichkeit frühzeitig einstellen. Derzeit
sind wichtige Funktionssysteme von Wirtschaft, Staat
und Gesellschaft – beispielsweise die sozialen Versiche-
rungssysteme – auf Wachstum essenziell angewiesen.
Wenn jedoch eine hohe Lebensqualität zum zentralen
Maßstab des Wirtschaftens wird, so kann diese grundsätz-
lich auch jenseits einer Wachstumsorientierung erreicht
werden. Als Teil einer Vorsorgestrategie bedarf es nach
Auffassung des SRU eines breiten gesellschaftlichen Dis-
kussionsprozesses, der insbesondere die folgenden Fra-
genkomplexe betreffen sollte: 

– Was ist das Ziel von Wirtschaft? Ist es die Steigerung
des verfügbaren Einkommens oder die eines neuen
Maßes von Wohlfahrt? Wie sollte ein solches Wohl-
fahrtsmaß aussehen? 

– Welche Konsum- und Lebensstile sind noch global
verallgemeinerungsfähig und welche bedürfen einer
Änderung? 

– Wie soll sich das Verhältnis von Ausgaben für öffentli-
che Güter und Gemeinwohlbelange zu privaten Inves-
titionen und Konsum, die Staatsquote, weiterentwi-
ckeln? Der Bedarf an öffentlichen Ausgaben wird in
absehbarer Zeit eher zunehmen. Sie werden auch eine
stabilisierende Rolle für die Wirtschaftsentwicklung
einnehmen können, wenn private Investitionen in ei-
ner wachstumsschwachen Wirtschaft abnehmen. Zu-
gleich wird auch die Niveau- und Qualitätserhaltung
der Sozialversicherungssysteme bei sehr niedrigen
Wachstumsraten einer verstärkten staatlichen Unter-
stützung bedürfen. 

– Wie sollen – möglicherweise steigende – öffentliche
Ausgaben hinreichend finanziert werden? Die struktu-
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relle Unterfinanzierung öffentlicher Haushalte, die
durch Kreditaufnahme gedeckt wurde, wird in einer
wachstumsschwachen Wirtschaft nicht mehr möglich
sein. Es bedarf einer verbesserten und erweiterten
Steuerbasis. 

– Wie soll sich die Einkommensverteilung weiterentwi-
ckeln? Sehr starke Einkommensungleichheit gepaart
mit verstärktem Wettbewerb um Statusgüter gilt als ei-
ner der wesentlichen gesellschaftlichen Wachstums-
motoren. Zugleich ist gesellschaftlicher Zusammen-
halt bei sehr geringen Wachstumsraten und extremer
Ungleichheit stark gefährdet. 

– Wie sollen Produktivitätsgewinne in Zukunft verteilt
werden – in Form höherer Löhne, kürzerer Arbeitszei-
ten oder durch eine höhere Aneignung durch die öf-
fentlichen Haushalte zur Finanzierung auch durch die
demografische Entwicklung gefährdeter Sozialver-
sicherungen?

Solche grundlegenden Fragen einer Vorsorgestrategie, die
Wachstumsrisiken in einer begrenzten Welt antizipiert,
bedürfen einer gründlichen natur- und gesellschaftswis-
senschaftlichen Vorbereitung und einer breiten öffentli-
chen Diskussion.
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